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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Jugend, Familie und Gesundheit (13. Ausschuß) 


1. zu dem von der Bundesregierung eingebrachten 

Entwurf eines Gesetzes über die Berufe in der Krankenpflege 
(Krankenpflegegesetz — KrPfIG — ) 

— Drucksache 10/1062 — 

2. zu dem vom Bundesrat eingebrachten 

Entwurf eines Gesetzes über die Berufe in der Krankenpflege 
(Krankenpflegegesetz — KrPfIG — ) 

— Drucksache 10/1063 — 


A. Problem 

Das Gesetz über die Berufe in der Krankenpflege soll das 
Krankenpflegegesetz vom 20. September 1965 ablösen. Es ent- 
hält Zulassungsregelungen für die Berufe der „Kranken- 
schwester“ und des „Krankenpflegers“, der „Kinderkranken- 
schwester“ und des „Kinderkrankenpflegers“, der „Kranken- 
pflegehelferin“ und des „Krankenpflegehelfers“. 

Durch das Gesetz sollen außerdem die Richtlinie des Rates 
77/452/EWG über die gegenseitige Anerkennung der Diplome, 
Prüfungszeugnisse und sonstigen Befähigungsnachweise der 
Krankenschwester und des Krankenpflegers, die für die allge- 
meine Pflege verantwortlich sind, über Meißnahmen zur Er- 
leichterung der tatsächlichen Ausübung des Niederlassungs- 
rechts und des Rechts auf freien Dienstleistungsverkehr und 
die Richtlinie 77/453/EWG zur Koordinierung der Rechts- und 
Verwaltungsvorschriftfen für die Tätigkeiten der Kranken- 
schwester und des Krankenpflegers, die für die allgemeine 
Pflege verantwortlich sind, beide vom 27. Juni 1977 (ABI. EG 
Nr. L 176 S. 1 und 8), in innerstaatliches Recht umgesetzt wer- 
den, soweit die letztgenannte Richtlinie nicht bereits schon 
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durch die aufgrund dieses Gesetzes zu erlassende Ausbil- 
dungs- und Prüfungsordnung für die Berufe in der Kranken- 
pflege in deutsches Recht umgesetzt wird. 


B. Lösung 

Nach dem Entwurf sind Voraussetzung für die Erteilung der 
Erlaubnis zur Führung der genannten Berufsbezeichnungen: 

1. Teilnahme an der durch dieses Gesetz vorgeschriebenen 
Ausbildung, 

2. Bestehen der staatlichen Prüfung, 

3. Zuverlässigkeit zur Ausübung des Berufs und 

4. geistige und körperliche Eignung zur Ausübung des Be- 
rufs. 

Der Entwurf enthält eine Ermächtigung für den Bundesmini- 
ster für Jugend, Familie und Gesundheit, die Mindestanforde- 
rungen an die Ausbildung und das Nähere über die staatli- 
chen Prüfungen zu regeln. Er sieht die Gleichstellung der 
nach der Richtlinie 77/452/EWG der gegenseitigen Anerken- 
nung unterliegenden Diplome, Prüfungszeugnisse und sonsti- 
gen Befähigungsnachweise mit den Ausbildungsnachweisen 
vor, die das Gesetz vorschreibt und regelt die Berechtigung 
zum Erbringen von Dienstleistungen durch Begünstigte der 
Richtlinie. 

Mehrheitsbeschluß bei Stimmenthaltungen 

C. Alternativen 

Bei der Ausbildung soll insbesondere das Erlernen medizini- 
scher, pflegerischer und technischer Kenntnisse und Fähig- 
keiten, die praktische Unterweisung sowie die Vermittlung 
klinischer Erfahrung im Vordergrund stehen. Diesen Anforde- 
rungen kann nur in einer weitestgehend im Krankenhaus 
durchgeführten Ausbildung entsprochen werden. Alternativen 
bestehen hinsichtlich der Ausbildungsform insoweit nicht. 


D. Kosten 

Der Bund wird durch das Gesetz nicht mit zusätzlichen Ko- 
sten belastet. Durch die Verbesserung der bisherigen Ausbil- 
dungen für Krankenschwestern, Krankenpfleger, Kinder- 
krankenschwestern und Kinderkrankenpfleger werden Län- 
dern und Gemeinden Mehrkosten entstehen, soweit sie Trä- 
ger von Ausbildungsstätten sind. Diese Mehrkosten sind je- 
doch unerheblich, weil die bestehenden Ausbildungseinrich- 
tungen bereits weitgehend die Mindestanforderungen des Ge- 
setzes erfüllen. 

Den Trägern von Ausbildungsstätten in der Krankenpflege- 
hilfe werden Mehrkosten durch die Anhebung der Stunden- 
zahlen für den theoretischen und praktischen Unterricht er- 
wachsen; sie werden auf 1,2 Mio. DM jährlich geschätzt. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf der Bundesregierung — Drucksache 10/1062 — in der aus 
der anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen Fassung anzunehmen, 

2. den Gesetzentwurf des Bundesrates — Drucksache 10/1063 — als erledigt 
anzusehen, 

3. folgende Entschließung anzunehmen: 

Besonderes Gewicht mißt der Deutsche Bundestag der Ausbildung der Schü- 
lerinnen und Schüler in der häuslichen Krankenpflege und der Kranken- 
pflege in der Psychiatrie zu. Die häusliche Krankenpflege, insbesondere 
durch Sozialstationen, gewinnt immer größere Bedeutung. Die immerhin 
dreijährige Ausbildung muß daher nicht nur zur Pflege in der stationären, 
sondern auch in der ambulanten Krankenversorgung befähigen, ohne daß es 
einer zusätzlichen Weiterbildung bedarf. Bei der Psychiatrie ist eine ange- 
messene Berücksichtigung im Unterricht ohne weiteres möglich. Es wird 
jedoch nicht verkannt, daß — insbesondere in Flächenstaaten — hier bei der 
praktischen Ausbildung erhebliche Schwierigkeiten bestehen. Die Bundesre- 
gierung wird aufgefordert, hierauf bei der Gestaltung der Ausbildungs- und 
Prüfungsordnung möglichst weitgehend Rücksicht zu nehmen. 


Bonn, den 25. März 1985 


Der Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 

Dr. Hoffacker Frau Augustin Delorme 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes über die Berufe in der Krankenpflege 
(Krankenpflegegesetz — KrPfIG — ) 

— Drucksache 10/1062 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Jugend, Familie und Gesundheit 
(13. Ausschuß) 


Entwurf 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes Entwurf eines Gesetzes 

über die Berufe in der Krankenpflege über die Berufe in der Krankenpflege 

(Krankenpflegegesetz — KrPflG — ) (Krankenpflegegesetz — KrPflG — ) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: rates das folgende Gesetz beschlossen: 


1. ABSCHNITT 


1. ABSCHNITT 


Erlaubnis 


Erlaubnis 


§1 


§1 


(1) Wer eine der Berufsbezeichnungen unverändert 

1. „Krankenschwester“ oder „Krankenpfleger“, 

2. „Kinderkrankenschwester“ oder „Kinderkran- 
kenpfleger“ oder 

3. „Krankenpflegehelferin“ oder „Krankenpflege- 
helfer“ 

führen will, bedarf der Erlaubnis. 

(2) Krankenschwestern und Krankenpfleger, die 
für die allgemeine Pflege verantwortlich und 
Staatsangehörige eines Mitgliedstaates der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft sind, dürfen 
diese Berufsbezeichnungen im Geltungsbereich die- 
ses Gesetzes ohne Erlaubnis führen, sofern sie ihre 
Berufstätigkeit als vorübergehende Dienstleistung 
im Sinne des Artikels 60 des EWG-Vertrages im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes ausüben. Sie un- 
terliegen jedoch der Anzeigepflicht nach diesem 
Gesetz. 


§2 


(1) Eine Erlaubnis nach § 1 Abs. 1 ist auf Antrag 
zu erteilen, wenn der Antragsteller 

1. die durch dieses Gesetz vorgeschriebene Ausbil- 
dungszeit abgeleistet und die staatliche Prüfung 
bestanden hat, 


(1) unverändert 


§2 
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Entwurf 

2. sich nicht eines Verhaltens schuldig gemacht 
hat, aus dem sich die Unzuverlässigkeit zur Aus- 
übung des Berufs ergibt, und 

3. nicht wegen eines körperlichen Gebrechens, we- 
gen Schwäche seiner geistigen oder körperli- 
chen Kräfte oder wegen einer Sucht zur Aus- 
übung des Berufs unfähig oder ungeeignet ist. 

(2) Eine Erlaubnis nach § 1 Abs. 1 Nr. 3 kann unter 
den Voraussetzungen des Absatzes 1 Nr. 2 und 3 
auch dann erteilt werden, wenn der Antragsteller 
eine mindestens dreijährige Dienstzeit im Sanitäts- 
dienst der Bundeswehr, des Bundesgrenzschutzes 
oder der Polizei eines Landes abgeleistet und 


1. die Sanitätsprüfung und den fachlichen Teil der 
Unteroffizierprüfung für Unteroffiziere im Sani- 
tätsdienst der Bundeswehr, 

2. die Fachprüfung für die Verwendung als Sani- 
tätsbeamter im Bundesgrenzschutz oder 

3. eine vergleichbare Fachprüfung für die Verwen- 
dung im Sanitätsdienst der Polizei eines Lan- 
des 

bestanden hat 

(3) Die Voraussetzung des Absatzes 1 Nr. 1 gilt 
als erfüllt, wenn ein Antragsteller, der Staatsange- 
höriger eines Mitgliedstaates der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft ist, in einem anderen Mit- 
gliedstaat der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft eine Ausbildung als Krankenschwester oder 
Krankenpfleger, die für die allgemeine Pflege ver- 
antwortlich sind, abgeschlossen hat und dies durch 
Vorlage eines nach dem 28. Juni 1979 ausgestellten, 
in der Anlage zu diesem Gesetz aufgeführten Di- 
ploms, Prüfungszeugnisses oder sonstigen Befähi- 
gungsnachweises des betreffenden Mitgliedstaats 
nachweist Ist die Ausbildung in einem Mitglied- 
staat der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
abgeschlossen worden, der der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft nach dem in Satz 1 genannten 
Zeitpunkt beigetreten ist, so gilt, sofern sich aus den 
Vereinbarungen über den Beitritt nichts anderes 
ergibt, das Datum des Beitritts. Der Bundesminister 
für Jugend, Familie und Gesundheit wird ermäch- 
tigt, durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustim- 
mung des Bundesrates bedarf, die Anlage zu die- 
sem Gesetz späteren Änderungen des Artikels 3 der 
Richtlinie 77/452/EWG vom 27. Juni 1977 (ABI. EG 
Nr. L 176 S. 1) anzupassen. 

(4) Die Erlaubnis nach § 1 Abs. 1 ist unbeschadet 
des Absatzes 3 Satz 1 und 2 unter den Vorausset- 
zungen des Absatzes 1 Nr. 2 und 3 auch Deutschen 
im Sinne des Artikels 116 des Grundgesetzes, 
Staatsangehörigen eines anderen Mitgliedstaates 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft oder 
heimatlosen Ausländern im Sinne des Gesetzes 
über die Rechtsstellung heimatloser Ausländer im 
Bundesgebiet zu erteilen, die außerhalb des Gel- 
tungsbereichs dieses Gesetzes eine abgeschlossene 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 


(2) Eine Erlaubnis zur Führung der Berufsbe- 
zeichnung „Krankenpflegehelferin** oder „Kran- 
kenpflegehelfer“ kann unter den Voraussetzungen 
des Absatzes 1 Nr. 2 und 3 auch dann erteilt werden, 
wenn der Antragsteller eine mindestens dreijährige 
Dienstzeit im Sanitätsdienst der Bundeswehr, des 
Bundesgrenzschutzes oder der Polizei eines Landes 
abgeleistet und 

1. unverändert 


2. unverändert 

3. unverändert 


bestanden hat. 

(3) unverändert 


(4) unverändert 
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Entwurf 

Ausbildung erworben haben, wenn die Gleichwer- 
tigkeit des Ausbildungsstandes gegeben ist Ande- 
ren Personen kann die Erlaubnis erteilt werden, 
wenn diese Voraussetzungen vorliegen. 

§3 

(1) Die Erlaubnis ist zurückzunehmen, wenn bei 
ihrer Erteilung die staatliche Prüfung nicht bestan- 
den oder die Ausbildung nach § 2 Abs. 3 oder 4 oder 
die nach § 31 nachzuweisende Ausbildung nicht ab- 
geschlossen war. 

(2) Die Erlaubnis ist zu widerrufen, wenn nach- 
träglich die Voraussetzung nach § 2 Abs. 1 Nr. 2 
weggefallen ist 

(3) Die Erlaubnis kann widerrufen werden, wenn 
nachträglich eine der Voraussetzungen nach § 2 
Abs. 1 Nr. 3 weggefallen ist 


II. ABSCHNITT 

Ausbildung 

§4 

(1) Die Ausbildung für Krankenschwestern und 
Krankenpfleger und Kinderkrankenschwestern 
und Kinderkrankenpfleger soll die Kenntnisse, Fä- 
higkeiten und Fertigkeiten zur verantwortlichen 
Mitwirkung in den Einrichtungen des Gesundheits- 
wesens bei der Verhütung, Erkennung und Heilung 
von Krankheiten vermitteln (Ausbildungsziel). Die 
Ausbildung soll insbesondere gerichtet sein auf 

1. die sach“ und fachkundige, umfassend geplante 
Pflege des Patienten, 

2. die gewissenhafte Vorbereitung, Assistenz und 
Nachbereitung bei Maßnahmen der Diagnostik 
und Therapie, 

3. die Beobachtung des körperlichen und seeli- 
schen Zustandes des Patienten und der Umstän- 
de, die seine Gesundheit beeinflussen, sowie die 
Weitergabe dieser Beobachtungen an die an der 
Diagnostik, Therapie und Pflege Beteiligten, 

4. die Anregung und Anleitung zu gesundheitsför- 
derndem Verhalten, 


5. die Einleitung lebensnotwendiger Sofortmaß- 
nahmen bis zum Eintreffen des Arztes, 

6. die Erledigung von Verwaltungsaufgaben, so- 
weit sie in unmittelbarem Zusammenhang mit 
den Pflegemaßnahmen stehen. 

(2) Die Ausbildung für Krankenpflegehelferinnen 
und Krankenpflegehelfer soll die Kenntnisse, Fä- 
higkeiten und Fertigkeiten für die Versorgung der 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 


§3 

unverändert 


IL ABSCHNITT 

Ausbildung 

§4 

(1) Die Ausbildung für Krankenschwestern und 
Krankenpfleger und für Kinderkrankenschwestern 
und Kinderkrankenpfleger soll die Kenntnisse, Fä- 
higkeiten und Fertigkeiten zur verantwortlichen 
Mitwirkung bei der Verhütung, Erkennung und 
Heilung von Krankheiten vermitteln (Ausbildungs- 
ziel). Die Ausbildung soll insbesondere gerichtet 
sein auf 

1. die sach- und fachkundige, umfassende, ge- 
plante Pflege des Patienten, 

2. unverändert 


3. die Anregung und Anleitung zu gesundheitsför- 
derndem Verhalten, 


4. die Beobachtung des körperlichen und seeli- 
schen Zustandes des Patienten und der Umstän- 
de, die seine Gesundheit beeinflussen, sowie die 
Weitergabe dieser Beobachtungen an die an der 
Diagnostik, Therapie und Pflege Beteiligten, 

5. die Einleitung lebensnotwendiger Sofortmaß- 
nahmen bis zum Eintreffen der Ärztin oder des 
Arztes, 

6. unverändert 


(2) Die Ausbildung für Krankenpflegehelferinnen 
und Krankenpflegehelfer soll die Kenntnisse, Fä- 
higkeiten und Fertigkeiten für die Versorgung der 
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Entwurf 

Kranken, sowie die damit verbundenen hauswirt- 
schaftlichen und sonstigen Assistenzaufgaben in 
Stations- und sonstigen Bereichen des Gesundheits- 
wesens vermitteln (Ausbildungsziel). 

§5 

(1) Die Ausbildung für Krankenschwestern und 
Krankenpfleger, für Kinderkrankenschwestern und 
Kinderkrankenpfleger schließt mit der staatlichen 
Prüfung ab und dauert unabhängig vom Zeitpunkt 
der staatlichen Prüfung drei Jahre. Sie besteht aus 
theoretischem und praktischem Unterricht und ei- 
ner praktischen Ausbildung. Unterricht und prakti- 
sche Ausbildung werden in staatlich anerkannten 
Krankenpflege- und Kinderkrankenpflegeschulen 
an Krankenhäusern vermittelt. 

(2) Krankenpflege- und Kinderkrankenpflege- 
schulen sind als geeignet für Ausbildungen nach 
Absatz 1 staatlich anzuerkennen, wenn sie 

1. von einer Unterrichts Schwester oder einem Un- 
terrichtspfleger oder gemeinsam von einem Arzt 
und einer Unterrichtsschwester oder einem 
Unterrichtspfleger geleitet werden. 


2. über eine im Verhältnis zur Zahl der Ausbil- 
dungsplätze ausreichende Zahl weiterer Unter- 
richts Schwestern oder Unterrichtspflegern so- 
wie an der Ausbildung mitwirkende Ärzte und 
sonstige Fachkräfte verfügen, 

3. . die erforderlichen Räume und Einrichtungen für 
den Unterricht besitzen, 

4. a) für die Krankenpflegeausbildung mit einem 
Krankenhaus verbunden sind, das minde- 
stens über eine Abteilung für Innere Medi- 
zin, Chirurgie sowie Gynäkologie, Psychiatrie 
oder ein anderes Fachgebiet verfügt und das 
die Durchführung der praktischen Ausbil- 
dung nach der Ausbildung s- und Prüfungs- 
ordnung für die Berufe in der Krankenpflege 
durch Krankenschwestern oder Kranken- 
pfleger im Krankenhaus gewährleistet, 


b) für die Kinderkrankenpflegeausbildung mit 
einem Kinderkrankenhaus oder einer von ei- 
nem hauptberuflich angestellten Kinderarzt 
geleiteten Kinderabteilung eines Allgemein- 
krankenhauses verbunden sind, das die 
Durchführung der praktischen Ausbildung 
nach der Ausbildung s- und Prüfungsordnung 
für die Berufe in der Krankenpflege durch 
Kinderkrankenschwestern oder Kinderkran- 
kenpfleger im Krankenhaus gewährleistet 

Teile der praktischen Ausbildung können, sofern 
das Ausbildungsziel es zuläßt oder darüber hinaus 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 

Kranken, sowie die damit verbundenen hauswirt- 
schaftlichen und sonstigen Assistenzaufgaben in 
Stations-, Funktions- und sonstigen Bereichen des 
Gesundheitswesens vermitteln (Ausbildungsziel). 

§5 

(1) Die Ausbildung für Krankenschwestern und 
Krankenpfleger, für Kinderkrankenschwestern und 
Kinderkrankenpfleger schließt mit der staatlichen 
Prüfung ab; sie dauert unabhängig vom Zeitpunkt 
der staatlichen Prüfung drei Jahre. Sie besteht aus 
theoretischem und praktischem Unterricht und ei- 
ner praktischen Ausbildung. Unterricht und prakti- 
sche Ausbildung werden in staatlich anerkannten 
Krankenpflege- und Kinderkrankenpflegeschulen 
an Krankenhäusern vermittelt. 

(2) Krankenpflege- und Kinderkrankenpflege- 
schulen sind als geeignet für Ausbildungen nach 
Absatz 1 staatlich anzuerkennen, wenn sie 

1. entweder von einer Unterrichts Schwester oder 
einem Unterrichtspfleger, gemeinsam von einer 
Ärztin oder einem Arzt und einer Unterrichts- 
schwester oder einem Unterrichtspfleger oder 
gemeinsam von einer Unterrichtsschwester oder 
einem Unterrichtspfleger und einer Leitenden 
Schwester oder einem Leitenden Pfleger geleitet 
werden, 

2. über eine im Verhältnis zur Zahl der Ausbil- 
dungsplätze ausreichende Zahl von Unterrichts- 
schwestern oder Unterrichtspflegern sowie an 
der Ausbildung mitwirkende Ärztinnen oder 
Ärzte und sonstige Fachkräfte verfügen, 

3. unverändert 

4. a) für die Krankenpflegeausbildung mit einem 

Krankenhaus verbunden sind, das die Durch- 
führung der praktischen Ausbildung nach 
der Ausbildungs- und Prüfungsordnung für 
die Berufe in der Krankenpflege durch Kran- 
kenschwestern oder Krankenpfleger im 
Krankenhaus gewährleistet und das, sofern 
es sich nicht um ein psychiatrisches oder ein 
sonstiges Fachkrankenhaus mit mehr als 
150 Betten handelt, mindestens über eine Ab- 
teilung für Innere Medizin, Chirurgie sowie 
Gynäkologie, Psychiatrie oder ein anderes 
Fachgebiet verfügt, 

b) für die Kinderkrankenpflegeausbildung mit 
einem Kinderkrankenhaus oder einer von ei- 
ner hauptberuflich angestellten Kinderärz- 
tin oder einem hauptberuflich angestellten 
Kinderarzt geleiteten Kinderabteilung eines 
Allgemeinkrankenhauses verbunden sind, 
bei dem die Durchführung der praktischen 
Ausbildung durch Kinderkrankenschwestern 
oder Kinderkrankenpfleger im Krankenhaus 
gewährleistet ist. 

Teile der praktischen Ausbildung können, sofern 
das Ausbildungsziel es zuläßt oder darüber hinaus 
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Entwurf 

erfordert, auch in einer Einrichtung durchgeführt 
werden, die von der zuständigen Behörde zur Aus- 
bildung ermächtigt ist. 

§6 

Voraussetzung für den Zugang zu einer Ausbil- 
dung nach § 5 Abs. 1 ist die Vollendung des sieb- 
zehnten Lebensjahres und die gesundheitliche Eig- 
nung zur Ausübung des Berufs sowie 

1, eine abgeschlossene Realschulbildung, 


2. eine andere abgeschlossene zehnjährige Schul- 
bildung, 


3. eine der abgeschlossenen Realschulbildung 
gleichwertige Schulbildung, 

4. ein Hauptschulabschluß oder ein gleichwertiger 
Abschluß und der Besuch einer mindestens 
zweijährigen Pflegevorschule oder 

5. eine nach Hauptschulabschluß oder einem 
gleichwertigen Abschluß abgeschlossene Berufs- 
ausbildung von mindestens zwei Jahren. 


§7 

Auf Antrag werden verkürzt: 

1. für Krankenschwestern, Krankenpfleger und 
für Kinderkrankenschwestern, Kinderkranken- 
pfleger jeweils eine andere der in § 5 Abs. 1 ge- 
nannten Ausbildungen um achtzehn Monate, 

2. für Hebammen und Entbindungspfleger eine 
Ausbildung nach § 5 Abs. 1 um zwölf Monate, 

3. für Krankenpflegehelferinnen und Krankenpfle- 
gehelfer eine Ausbildung nach § 5 Abs. 1 um 
sechs Monate; nach mindestens achtzehn Mona- 
ten Tätigkeit als Krankenpflegehelferin oder 
Krankenpflegehelfer wird die Ausbildung um 
weitere sechs Monate verkürzt. 


In den Fällen des Satzes 1 Nr. 3 wird auf die Erfül- 
lung der in § 6 für den Zugang zur Ausbildung 
genannten Voraussetzung verzichtet; hiervon unbe- 
rührt bleibt der Nachweis der gesundheitlichen Eig- 
nung zur Ausübung des Berufs. 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 

erfordert, auch in einer Einrichtung durchgeführt 
werden, die von der zuständigen Behörde zur Aus- 
bildung ermächtigt ist. 

§6 

Voraussetzung für den Zugang zu einer Ausbil- 
dung nach § 5 Abs. 1 ist die Vollendung des sieb- 
zehnten Lebensjahres und die gesundheitliche Eig- 
nung zur Ausübung des Berufs. Weiter ist Voraus- 
setzung: 

1. Der Realschulabschluß oder eine gleichwertige 
Schulbildung oder eine andere abgeschlossene 
zehnjährige Schulbildung 

oder 

2. der Hauptschulabschluß oder eine gleichwertige 
Schulbildung, sofern der Bewerber 

a) eine mindestens zweijährige Pflegevorschule 
erfolgreich besucht hat oder 

b) eine Berufsausbildung mit einer vorgesehe- 
nen Ausbildungsdauer von mindestens zwei 
Jahren erfolgreich abgeschlossen hat 

oder 

3. die Erlaubnis als Krankenpflegehelferin oder 
Krankenpflegehelfer. 


§7 

Auf Antrag werden verkürzt: 

1. unverändert 


2. unverändert 

3. für Krankenpflegehelferinnen und Krankenpfle- 
gehelfer nach mindestens zwölf Monaten Tätig- 
keit als Krankenpflegehelferin oder Kranken- 
pflegehelfer eine Ausbildung nach § 5 Abs. 1 um 
sechs Monate; nach mindestens achtzehn Mona- 
ten Tätigkeit als Krankenpflegehelferin oder 
Krankenpflegehelfer wird die Ausbildung um 
weitere sechs Monate verkürzt 

entfällt 
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§8 

(1) Für Umschülerinnen und Umschüler mit einer 
abgeschlossenen Ausbildung als Arzthelfer, Zahn- 
arzthelfer, Masseur, Masseur und medizinischer 
Bademeister, medizinisch-technischer Laborato- 
riumsassistent oder medizinisch-technischer Ra- 
diologieassistent wird auf Antrag eine Ausbildung 
nach § 5 Abs. 1 um sechs Monate verkürzt; nach 
mindestens dreijähriger Tätigkeit im erlernten Be- 
ruf kann die Ausbildung um weitere sechs Monate 
verkürzt werden. Auf die Erfüllung der in § 6 für 
den Zugang zur Ausbildung genannten Vorausset- 
zung wird verzichtet; hiervon unberührt bleibt der 
Nachweis der gesundheitlichen Eignung zur Aus- 
übung des Berufs. 

(2) Absatz 1 gilt nur für Umschulungen, die bis 
zum 31. Dezember 1985 begonnen werden. 


§9 

Die zuständige Behörde kann auf Antrag eine an- 
dere Ausbildung im Umfange ihrer Gleichwertig- 
keit auf die Dauer einer Ausbildung nach § 5 Abs. 1 
anrechnen, wenn die Durchführung der Ausbildung 
und die Erreichung des Ausbildungszieles dadurch 
nicht gefährdet werden. Eine Ausbildung im Sani- 
tätsdienst der Bundeswehr, des Bundesgrenzschut- 
zes oder der Polizei eines Landes kann jedoch nur 
bis zu einem Jahr auf die Ausbildung in der Kran- 
kenpflege nach § 5 Abs. 1 bei Personen angerechnet 
werden, die die Sanitätsprüfung und den fachlichen 
Teil der Unteroffizierprüfung für Unteroffiziere im 
Sanitätsdienst der Bundeswehr, die Fachprüfung 
für die Verwendung als Sanitätsbeamter im Bun- 
desgrenzschutz oder eine vergleichbare Fachprü- 
fung für die Verwendung im Sanitätsdienst der Po- 
lizei eines Landes bestanden haben. 

§10 

Auf die Dauer einer Ausbildung nach § 5 Abs. 1 
werden angerechnet 

1. Unterbrechungen durch Urlaub oder Ferien bis 
zu sechs Wochen jährlich und 

2. Unterbrechungen durch Schwangerschaft, 
Krankheit oder aus anderen, vom Krankenpfle- 
ge- oder Kinder kr ankenpf lege Schüler nicht zu 
vertretenden Gründen bis zur Gesamtdauer von 
zwölf Wochen, bei verkürzten Ausbildungen 
nach §§ 7 bis 9 bis zu höchstens vier Wochen je 
Ausbildungsj ahr. 

Auf Antrag kann die zuständige Behörde auch dar- 
über hinausgehende Fehlzeiten berücksichtigen, so- 
weit eine besondere Härte oder ähnlich schwerwie- 
gende Gründe vorliegen und das Ausbildungsziel 
durch die Anrechnung nicht gefährdet wird. 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 
§8 

entfällt 


§9 

unverändert 


§10 

Auf die Dauer einer Ausbildung nach § 5 Abs. 1 
werden angerechnet 

1. unverändert 

2. Unterbrechungen durch Schwangerschaft, 
Krankheit oder aus anderen, von der Kranken- 
pflege- oder Kinderkrankenpflegeschülerin 
oder vom Krankenpflege- oder Kinderkranken- 
pflegeschüler nicht zu vertretenden Gründen bis 
zur Gesamtdauer von zwölf Wochen, bei ver- 
kürzten Ausbildungen nach §§ 7, 9 und 29a bis 
zu höchstens vier Wochen je Ausbildungsj ahr. 

Auf Antrag können auch darüber hinausgehende 
Fehlzeiten berücksichtigt werden, soweit eine be- 
sondere Härte vorliegt und das Ausbildungsziel 
durch die Anrechnung nicht gefährdet wird. 
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§11 

(1) Die Ausbildung für Krankenpflegehelferinnen 
und Krankenpflegehelfer schließt mit der staatli- 
chen Prüfung ab und dauert unabhängig vom Zeit- 
punkt der staatlichen Prüfung ein Jahr. Sie wird in 
staatlich anerkannten Schulen für die Krankenpfle- 
gehilfe an Krankenhäusern durchgeführt. 

(2) Schulen für die Krankenpflegehilfe sind als 
geeignet staatlich anzuerkennen, wenn sie 

1. von einer Unterrichtsschwester oder einem Un- 
terrichtspfleger oder gemeinsam von einem Arzt 
und einer Unterrichts Schwester oder einem 
Unterrichtspfleger geleitet werden, 


2. über eine im Verhältnis zur Zahl der Ausbil- 
dungsplätze ausreichende Zahl geeigneter 
Unterrichtskräfte verfügen, 

3. die erforderlichen Räume und Einrichtungen für 
den Unterricht besitzen und 

4. mit einem geeigneten Krankenhaus verbunden 
sind. 

(3) Voraussetzung für den Zugang zur Ausbildung 
ist eine abgeschlossene Hauptschulbildung oder 
eine gleichwertige Schulbildung oder eine abge- 
schlossene Beruf sausbildungy die Vollendung des 
siebzehnten Lebensjahres sowie die gesundheitli- 
che Eignung zur Ausübung des Berufs. Die zustän- 
dige Behörde kann auf Antrag Ausnahmen von dem 
Mindesterfordemis nach Satz 1 zulassen; hiervon 
unberührt bleibt der Nachweis der gesundheitli- 
chen Eignung zur Ausübung des Berufs. 


(4) Die zuständige Behörde kann auf Antrag eine 
andere Ausbildung im Umfange ihrer Gleichwertig- 
keit auf eine Ausbildung nach Absatz 1 anrechnen, 
wenn die Durchführung der Ausbildung und die Er- 
reichung des Ausbildungszieles dadurch nicht ge- 
fährdet werden. Eine Ausbildung im Sanitätsdienst 
der Bundeswehr, des Bundesgrenzschutzes oder 
der Polizei eines Landes kann bis zur vollen Ausbil- 
dungsdauer von einem Jahr auf eine Ausbildung 
nach Absatz 1 bei Personen angerechnet werden, 
die die Sanitätsprüfung und den fachlichen Teil der 
Unteroffizierprüfung für Unteroffiziere im Sanitäts- 
dienst der Bundeswehr, die Fachprüfung für die 
Verwendung als Sanitätsbeamter im Bundesgrenz- 
schutz oder eine vergleichbare Fachprüfung für die 
Verwendung im Sanitätsdienst der Polizei eines 
Landes bestanden haben. 

(5) Auf die Dauer der Ausbildung werden ange- 
rechnet 

1. Unterbrechungen durch Urlaub oder Ferien bis 
zu sechs Wochen und 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 

§11 

(1) Die Ausbildung für Krankenpflegehelferinnen 
und Krankenpflegehelfer schließt mit der staatli- 
chen Prüfung ab; sie dauert unabhängig vom Zeit- 
punkt der staatlichen Prüfung ein Jahr. Sie wird in 
staatlich anerkannten Schulen für die Krankenpfle- 
gehilfe an Krankenhäusern durchgeführt. 

(2) Schulen für die Krankenpflegehilfe sind als 
geeignet staatlich anzuerkennen, wenn sie 

1. entweder von einer Unterrichtsschwester oder 
einem Unterrichtspfleger, gemeinsam von einer 
Ärztin oder einem Arzt und einer Unterrichts- 
schwester oder einem Unterrichtspfleger oder 
gemeinsam von einer Unterrichtsschwester oder 
einem Unterrichtspfleger und einer Leitenden 
Schwester oder einem Leitenden Pfleger gelei- 
stet werden, 

2. unverändert 


3. unverändert 

4. unverändert 

(3) Voraussetzung für den Zugang zur Ausbildung 

ist 

1. die Vollendung des siebzehnten Lebensjahres 
und die gesundheitliche Eignung zur Ausübung 
des Berufs und 

2. der Hauptschulabschluß oder eine gleichwertige 
Schulbildung oder eine abgeschlossene Berufs- 
ausbildung. 

Die zuständige Behörde kann Ausnahmen von 

Nummer 2 zulassen. 

(4) unverändert 


(5) Auf die Dauer der Ausbildung werden ange- 
rechnet 

1. unverändert 
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2. Unterbrechungen durch Schwangerschaft, 
Krankheit oder aus anderen, vom Schüler für 
Krankenpflegehilfe nicht zu vertretenden Grün- 
den bis zur Gesamtdauer von vier Wochen. 

Auf Antrag kann die zuständige Behörde auch dar- 
über hinausgehende Fehlzeiten berücksichtigen, so- 
weit eine besondere Härte oder ähnlich schwerwie- 
gende Gründe vorliegen und das Ausbildungsziel 
durch die Anrechnung nicht gefährdet wird. 

§12 

(1) Der Bundesminister für Jugend, Familie und 
Gesundheit wird ermächtigt, im Benehmen mit dem 
Bundesminister für Bildung und Wissenschaft 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun- 
desrates in einer Ausbildungs- und Prüfungsord- 
nung für die Berufe in der Krankenpflege die Min- 
destanforderungen an die dreijährigen Ausbildun- 
gen nach § 5 Abs. 1 sowie das Nähere über die staat- 
lichen Prüfungen und die Urkunden für die Erlaub- 
nisse nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 und 2 zu regeln. In der 
Rechtsverordnung ist vorzusehen, daß der Kran- 
kenpflege- und Kinderkrankenpflegeschüler am 
theoretischen und praktischen Unterricht und an 
einer praktischen Ausbildung teilzunehmen hat. 
Die Ausbildung für Krankenschwestern und Kran- 
kenpfleger hat sich auch auf die Krankenpflege in 
der Psychiatrie zu erstrecken. Bei der Festlegung 
der Mindestanforderungen an die dreijährige Aus- 
bildung in der Krankenpflege ist das Europäische 
Übereinkommen vom 25. Oktober 1967 über die 
theoretische und praktische Ausbildung von Kran- 
kenschwestern und Krankenpflegern (BGBl. II 1972 
S. 629) zu berücksichtigen. Insbesondere ist eine 
Mindeststundenzahl von viertausendsechshundert 
Stunden vorzusehen, von denen mindestens die 
Hälfte auf die praktische Ausbildung und nicht we- 
niger als ein Drittel auf den theoretischen und 
praktischen Unterricht entfallen. Dasselbe ist für 
die Ausbildung in der Kinderkrankenpflege vorzu- 
schreiben. 

(2) Soweit die Rechtsverordnung nach Absatz 1 
Krankenschwestern und Krankenpfleger betrifft, 
die für die allgemeine Pflege verantwortlich sind, 
ist für Antragsteller, die Staatsangehörige eines an- 
deren Mitgliedstaates der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft sind, zu regeln: 

1. das Verfahren bei der Prüfung der Vorausset- 
zungen des § 2 Abs. 1 Nr, 2 und 3, insbesondere 
die Vorlage der vom Antragsteller vorzulegen- 
den Nachweise und die Ermittlung durch die zu- 
ständigen Behörden entsprechend Artikel 6 bis 9 
der Richtlinie 77/452/EWG, 

2. die Frist für die Erteilung der Erlaubnis entspre- 
chend Artikel 10 der Richtlinie 77/452/EWG. 

(3) Der Bundesminister für Jugend, Familie und 
Gesundheit wird ferner ermächtigt, in der Rechts- 
verordnung nach Absatz 1 die Mindestanforderun- 
gen an die einjährige Ausbildung für Krankenpfle- 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 

2. Unterbrechungen durch Schwangerschaft, 
Krankheit oder aus anderen, von der Schülerin 
oder dem Schüler für Krankenpflegehilfe nicht 
zu vertretenden Gründen bis zur Gesamtdauer 
von vier Wochen. 

Auf Antrag können auch darüber hinausgehende 
Fehlzeiten berücksichtigt werden, soweit eine be- 
sondere Härte vorliegt und das Ausbildungsziel 
durch die Anrechnung nicht gefährdet wird. 


§12 

(1) Der Bundesminister für Jugend, Familie und 
Gesundheit wird ermächtigt, im Benehmen mit dem 
Bundesminister für Bildung und Wissenschaft 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun- 
desrates in einer Ausbildungs- und Prüfungsord- 
nung für die Berufe in der Krankenpflege die Min- 
destanforderungen an die dreijährigen Ausbildun- 
gen nach § 5 Abs. 1 sowie das Nähere über die staat- 
lichen Prüfungen und die Urkunden für die Erlaub- 
nisse nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 und 2 zu regeln. In der 
Rechtsverordnung ist vorzusehen, daß die Schüle- 
rin und der Schüler am theoretischen und prakti- 
schen Unterricht und an einer praktischen Ausbil- 
dung teilzunehmen haben. Bei der Festlegung der 
Mindestanforderungen an die dreijährige Ausbil- 
dung in der Krankenpflege sind die Richtlinie 77/ 
453/EWG vom 27. Juni 1977 (ABI. EG Nr. L 176/8) 
und das Europäische Übereinkommen vom 25. Ok- 
tober 1967 über die theoretische und praktische 
Ausbildung von Krankenschwestern und Kranken- 
pflegern (BGBl. II 1972 S. 629) zu berücksichtigen. 
Insbesondere ist eine Mindeststundenzahl von vier- 
tausendsechshundert Stunden vorzusehen, von de- 
nen mindestens die Hälfte auf die praktische Aus- 
bildung und nicht weniger als ein Drittel auf den 
theoretischen und praktischen Unterricht entfallen; 
dasselbe ist für die Ausbildung in der Kinderkran- 
kenpflege vorzuschreiben. 


(2) unverändert 


(3) Der Bundesminister für Jugend, Familie und 
Gesundheit wird ermächtigt, im Benehmen mit 
dem Bundesminister für Bildung und Wissenschaft 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
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gehelferinnen und Krankenpflegehelfer sowie das 
Nähere über die staatliche Prüfung und die Ur- 
kunde für die Erlaubnis nach § 1 Abs. 1 Nr. 3 zu 
regeln. In der Rechtsverordnung ist vorzusehen, 
daß der Schüler für Krankenpflegehilfe während 
der Ausbildung an theoretischem und praktischem 
Unterricht und an einer praktischen Ausbildung 
teilzunehmen hat Für die Ausbildung ist eine Min- 
deststundenzahl von eintausendsechshundert Stun- 
den vorzuschreiben. 


III. ABSCHNITT 

Ausbildungsverhältnis 

§ 13 

Der Träger der Ausbildung, der einen anderen 
zur Ausbildung nach diesem Gesetz einstellt, hat 
mit diesem einen Ausbildungsvertrag nach Maß- 
gabe der Vorschriften dieses Abschnitts zu schlie- 
ßen. 


§ 14 

(1) Der Träger der Ausbildung hat unverzüglich 
nach Abschluß des Ausbildungsvertrages, späte- 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 

Bundesrates in einer Ausbildungs- und Prüfungs- 
ordnung für Krankenpflegehelferinnen und Kran- 
kenpflegehelfer die Mindestanforderungen an die 
einjährige Ausbildung nach § 11 Abs. 1 sowie das 
Nähere über die staatliche Prüfung und die Urkun- 
den für die Erlaubnis nach § 1 Abs. 1 Nr. 3 zu regeln. 
In der Rechtsverordnung ist vorzusehen, daß die 
Schülerin und der Schüler während der Ausbildung 
am theoretischen und praktischen Unterricht und 
an einer praktischen Ausbildung teilzunehmen ha- 
ben. Die Ausbildung soll sich auch auf die Kran- 
kenpflegehilfe in der ambulanten Pflege (Haus- 
krankenpflege) erstrecken. Für die Ausbildung ist 
eine Mindeststundenzahl von eintausend sechshun- 
dert Stunden vorzuschreiben. 


III. ABSCHNITT 

Ausbildungsverhältnis 

§ 13 

(1) Der Träger der Ausbildung, der einen anderen 
zur Ausbildung nach diesem Gesetz, einstellt, hat 
mit diesem einen schriftlichen Ausbildungsvertrag 
nach Maßgabe der Vorschriften dieses Abschnitts 
zu schließen. 

(2) Der Ausbildungsvertrag muß mindestens ent- 
halten 

1. die Bezeichnung des Berufs, zu dem nach den 
Vorschriften dieses Gesetzes ausgebildet wird, 

2. den Beginn und die Dauer der Ausbildung, 

3. Angaben über die der Ausbildung zugrundelie- 
gende Ausbildungs- und Prüfungsordnung, 

4. die Dauer der regelmäßigen täglichen oder wö- 
chentlichen Ausbildungszeit, 

5. die Dauer der Probezeit, 

6. Angaben über Zahlung und Höhe der Ausbil- 
dungsvergütung, 

7. die Dauer des Urlaubs, 

8. die Voraussetzungen, unter denen der Ausbil- 
dungsvertrag gekündigt werden kann. 

(3) Der Ausbildungsvertrag ist von einem Vertre- 
ter des Trägers der Ausbildung sowie der Schülerin 
oder dem Schüler und deren gesetzlichem Vertre- 
ter zu unterzeichnen. Eine Ausfertigung des Unter- 
zeichneten Ausbildungsvertrages ist der Schülerin 
oder dem Schüler und deren gesetzlichem Vertre- 
ter auszuhändigen. 

(4) Änderungen des Ausbildungsvertrages bedür- 
fen der Schriftform. 

§ 14 

entfällt 
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stens vor Beginn der Ausbildung, den wesentlichen 
Inhalt des Vertrages schriftlich niederzulegen. Die 
Niederschrift muß mindestens enthalten: 

1. Die Bezeichnung des Berufs, zu dem nach den 
Vorschriften dieses Gesetzes ausgehildet wird, 

2. den Beginn und die Dauer der Ausbildung, 

3. Angaben über Ausbildungsmaßnahmen in Ein- 
richtungen nach § 5 Abs, 2 letzter Satz, 

4. die Dauer der regelmäßigen täglichen oder wö- 
chentlichen Ausbildungszeit, 

5. die Dauer der Probezeit, 

6. Angaben über Zahlung und Höhe der Ausbil- 
dungsvergütung, 

7. die Dauer des Urlaubs oder der Ferien, 

8. die Voraussetzungen, unter denen der Ausbil- 
dung svertrag gekündigt werden kann. 

(2) Die Niederschrift ist von dem Träger der Aus- 
bildung sowie dem Kranken- oder Kinderkranken- 
pflegeschüler oder Schüler für Krankenpflegehilfe 
(Schüler) und dessen gesetzlichem Vertreter zu un- 
terzeichnen. Eine Ausfertigung der Unterzeichneten 
Niederschrift ist dem Schüler und dessen gesetzli- 
chem Vertreter auszuhändigen. 

(3) Bei Änderungen des Ausbildungsvertrages 
gelten die Absätze 1 und 2 entsprechend, 

§ 15 

(1) Eine Vereinbarung, die den Schüler für die 
Zeit nach Beendigung des Ausbildungsverhältnis- 
ses in der Ausübung seiner beruflichen Tätigkeit 
beschränkt, ist nichtig. Dies gilt nicht, wenn der 
Schüler innerhalb der letzten drei Monate des Aus- 
bildungsverhältnisses für die Zeit nach dessen Be- 
endigung mit dem Träger der Ausbildung ein Ar- 
beitsverhältnis auf unbestimmte Zeit eingeht. 

(2) Nichtig ist auch eine Vereinbarung über 

1. die Verpflichtung des Schülers, für die Ausbil- 
dung eine Entschädigung zu zahlen, 

2. Vertragsstrafen, 

3. den Ausschluß oder die Beschränkung von Scha- 
densersatzansprüchen, 

4. die Festsetzung der Höhe eines Schadensersat- 
zes in Pauschbeträgen. 

§ 16 

(1) Der Träger der Ausbildung hat 

1. die Ausbildung in einer durch ihren Zweck gebo- 
tenen Form planmäßig, zeitlich und sachlich ge- 
gliedert so durchzuführen, daß das Ausbildungs- 
ziel (§4) in der vorgesehenen Ausbildungszeit 
erreicht werden kann. 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 


§ 15 

(1) Eine Vereinbarung, die die Schülerin oder den 
Schüler für die Zeit nach Beendigung des Ausbil- 
dungsverhältnisses in der Ausübung ihrer berufli- 
chen Tätigkeit beschränkt, ist nichtig. Dies gilt 
nicht, wenn die Schülerin oder der Schüler inner- 
halb der letzten drei Monate des Ausbildungsver- 
hältnisses für die Zeit nach dessen Beendigung ein 
Arbeitsverhältnis auf unbestimmte Zeit eingeht. 

(2) Nichtig ist auch eine Vereinbarung über 

1. die Verpflichtung der Schülerin oder des Schü- 
lers, für die Ausbildung eine Entschädigung zu 
zahlen, 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. unverändert 


§16 

(1) Der Träger der Ausbildung hat 
1. unverändert 
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2. dem Schüler kostenlos die Ausbildungsmittel, 
insbesondere Lehrbücher, Instrumente und Ap- 
parate zur Verfügung zu stellen, die zur Ausbil- 
dung und zum Ablegen der staatlichen Prüfung 
erforderlich sind. 

(2) Dem Schüler dürfen nur Verrichtungen über- 
tragen werden, die dem Ausbildungszweck dienen; 
sie sollen seinen körperlichen Kräften angemessen 
sein. 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 

2. der Schülerin und dem Schüler kostenlos die 
Ausbildungsmittel, Instrumente und Apparate 
zur Verfügung zu stellen, die zur Ausbildung und 
zum Ablegen der staatlichen Prüfung erforder- 
lich sind. 

(2) Der Schülerin und dem Schüler dürfen nur 
Verrichtungen übertragen werden, die dem Ausbil- 
dungszweck dienen; sie sollen ihren körperlichen 
Kräften angemessen sein. 


§ 17 

Der Schüler hat sich zu bemühen, die in § 4 ge- 
nannten Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertigkeiten 
zu erwerben, die erforderlich sind, um das Ausbil- 
dungsziel zu erreichen. Er ist insbesondere ver- 
pflichtet, 

1. an dem vorgeschriebenen theoretischen und 
praktischen Unterricht sowie an der praktischen 
Ausbildung teilzunehmen, 

2. sich gegenüber dem Patienten seinem Ausbil- 
dungs- und Berufsziel entsprechend zu verhal- 
ten, 

3. die ihm im Rahmen seiner praktischen Ausbil- 
dung auf getragenen Verrichtungen sorgfältig 
auszuführen und Instrumente, Apparate und 
sonstige Einrichtungen pfleglich zu behandeln. 

§18 

(1) Der Träger der Ausbildung hat dem Schüler 
eine Ausbildungsvergütung zu gewähren. 

(2) Sachbezüge können in der Höhe der durch 
Rechtsverordnung nach § 17 Satz 1 Nr. 3 Viertes 
Buch Sozialgesetzbuch bestimmten Werte ange- 
rechnet werden, jedoch nicht über fünfundsiebzig 
vom Hundert der Bruttovergütung hinaus. Kann 
der Schüler während der Zeit, für welche die Aus- 
bildungsvergütung fortzuzahlen ist, aus berechtig- 
tem Grund Sachbezüge nicht abnehmen, so sind 
diese nach den Sachbezugswerten abzugelten. 


§ 19 

Das Ausbildungsverhältnis beginnt mit der Pro- 
bezeit. Die Probezeit beträgt 

1. bei Krankenschwestern, Krankenpflegern, Kin- 
derkrankenschwestern und Kinderkrankenpfle- 
gern vier Monate, 

2. bei Krankenpflegehelferinnen und Krankenpfle- 
gehelfern zwei Monate. 


§17 

Die Schülerin und der Schüler haben sich zu be- 
mühen, die in § 4 genannten Kenntnisse, Fähigkei- 
ten und Fertigkeiten zu erwerben, die erforderlich 
sind, um das Ausbildungsziel zu erreichen. Sie sind 
insbesondere verpflichtet, 

1. an den vorgeschriebenen Ausbildungsveranstal- 
tungen teilzunehmen, 

2. die ihnen im Rahmen der Ausbildung aufgetra- 
genen Verrichtungen sorgfältig auszuführen, 

3. die für Beschäftigte im Krankenhaus geltenden 
Bestimmungen über die Schweigepflicht einzu- 
halten und über Betriebsgeheimnisse Still- 
schweigen zu wahren. 


§ 18 

(1) Der Träger der Ausbildung hat der Schülerin 
und dem Schüler eine Ausbildungsvergütung zu ge- 
währen. 

(2) Sachbezüge können in der Höhe der durch 
Rechtsverordnung nach § 17 Satz 1 Nr. 3 Viertes 
Buch Sozialgesetzbuch bestimmten Werte ange- 
rechnet werden, jedoch nicht über fünfundsiebzig 
vom Hundert der Bruttovergütung hinaus. Können 
die Schülerin und der Schüler während der Zeit, für 
welche die Ausbildungsvergütung fortzuzahlen ist, 
aus berechtigtem Grund Sachbezüge nicht abneh- 
men, so sind diese nach den Sachbezugswerten ab- 
zugelten. 

(3) Eine über die vereinbarte regelmäßige tägli- 
che oder wöchentliche Ausbildungszeit hinausge- 
hende Beschäftigung ist nur ausnahmsweise zuläs- 
sig und besonders zu vergüten. 

§ 19 

Das Ausbildungsverhältnis beginnt mit der Pro- 
bezeit. Die Probezeit beträgt 

1. bei Krankenschwestern, Krankenpflegern, Kin- 
derkrankenschwestern und Kinderkrankenpfle- 
gern sechs Monate, 

2. bei Krankenpflegehelferinnen und Krankenpfle- 
gehelfern drei Monate. 
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§20 

(1) Das Ausbildungsverhältnis endet mit dem Ab- 
lauf der Ausbildungszeit 

(2) Besteht der Schüler die staatliche Prüfung 
nicht, so verlängert sich das Ausbildungsverhältnis 
auf seinen schriftlichen Antrag bis zur nächstmögli- 
chen Wiederholungsprüfung, höchstens jedoch um 
ein Jahr. 

§21 

(1) Während der Probezeit kann das Ausbildungs- 
verhältnis jederzeit ohne Einhaltung einer Kündi- 
gungsfrist gekündigt werden. 

(2) Nach der Probezeit kann das Ausbildungsver- 
hältnis nur gekündigt werden 

1. aus einem wichtigen Grund ohne Einhaltung ei- 
ner Kündigungsfrist, 


2. vom Schüler mit einer Kündigungsfrist von vier 
Wochen, wenn er die Ausbildung aufgeben oder 
sich für eine andere Berufstätigkeit aushilden 
lassen will 

(3) Die Kündigung muß schriftlich und in den Fäl- 
len des Absatzes 2 Nr. 1 unter Angabe der Kündi- 
gungsgründe erfolgen. 

(4) Eine Kündigung aus einem wichtigen Grund 
ist unwirksam, wenn die ihr zugrundeliegenden 
Tatsachen dem zur Kündigung Berechtigten länger 
als drei Wochen bekannt sind. Ist ein vorgesehenes 
Güteverfahren vor einer außergerichtlichen Stelle 
eingeleitet, so wird bis zu dessen Beendigung der 
Lauf dieser Frist gehemmt. 

§22 

Wird der Schüler im Anschluß an das Ausbil- 
dungsverhältnis beschäftigt, ohne daß hierüber aus- 
drücklich etwas vereinbart worden ist, so gilt ein 
Arbeitsverhältnis auf unbestimmte Zeit als begrün- 
det. 


§23 

Eine Vereinbarung, die zuungunsten des Schülers 
von den Vorschriften des III. Abschnitts dieses Ge- 
setzes abweicht, ist nichtig. 


§24 

Die §§13 bis 23 finden keine Anwendung auf 
Schüler, die Mitglieder geistlicher Gemeinschaften 
oder Diakonissen oder Diakonieschwestern sind. 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 

§20 

(1) unverändert 

(2) Bestehen die Schülerin und der Schüler die 
staatliche Prüfung nicht, so verlängert sich das Aus- 
bildungsverhältnis auf ihren schriftlichen Antrag 
bis zur nächstmöglichen Wiederholungsprüfung, 
höchstens jedoch um ein Jahr. 

§21 

(1) unverändert 


(2) Nach der Probezeit kann das Ausbildungsver- 
hältnis nur gekündigt werden 

1. ohne Einhalten einer Kündigungsfrist, 

a) wenn die Voraussetzungen des § 2 Abs. 1 
Nr. 2 und 3 nicht oder nicht mehr vorliegen, 

b) aus einem sonstigen wichtigen Grund, 

2. von der Schülerin und dem Schüler mit einer 
Kündigungsfrist von vier Wochen, wenn sie die 
Ausbildung aufgeben wollen. 

(3) unverändert 


(4) Eine Kündigung aus einem wichtigen Grund 
ist unwirksam, wenn die ihr zugrundeliegenden 
Tatsachen dem zur Kündigung Berechtigten länger 
als zwei Wochen bekannt sind. Ist ein vorgesehenes 
Güteverfahren vor einer außergerichtlichen Stelle 
eingeleitet, so wird bis zu dessen Beendigung der 
Lauf dieser Frist gehemmt. 

§22 

Werden die Schülerin und der Schüler im An- 
schluß an das Ausbildungsverhältnis beschäftigt, 
ohne daß hierüber ausdrücklich etwas vereinbart 
worden ist, so gilt ein Arbeitsverhältnis auf unbe- 
stimmte Zeit als begründet. 


§23 

Eine Vereinbarung, die zuungunsten der Schüle- 
rin oder des Schülers von den Vorschriften des 
III. Abschnitts dieses Gesetzes abweicht, ist nich- 
tig. 


§24 

Die §§13 bis 23 finden keine Anwendung auf 
Schülerinnen und Schüler, die Mitglieder geistli- 
cher Gemeinschaften oder Diakonissen oder Dia- 
konieschwestern sind. 


15 



Drucksache 10/3069 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Entwurf 
IV. ABSCHNITT 

Erbringen von Dienstleistungen 

§25 

(1) Staatsangehörige eines Mitgliedstaates der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, die zur 
Ausübung des Berufs der Krankenschwester oder 
des Krankenpflegers, die für die allgemeine Pflege 
verantwortlich sind, in einem anderen Mitgliedstaat 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft auf 
Grund einer nach deutschen Rechtsvorschriften ab- 
geschlossenen Ausbildung oder auf Grund eines in 
der Anlage zu § 2 Abs. 3 oder in § 31 genannten 
Diploms, Prüfungszeugnisses oder sonstigen Befä- 
higungsnachweises berechtigt sind, dürfen als 
Dienstleistungserbringer im Sinne des Artikels 60 
des EWG-Vertrages vorübergehend den Beruf im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes ausüben. 

(2) Wer im Sinne des Absatzes 1 Dienstleistungen 
erbringen will, hat dies der zuständigen Behörde 
vorher anzuzeigen. Sofern eine vorherige Anzeige 
wegen der Dringlichkeit des Tätigwerdens nicht 
möglich ist, hat die Anzeige unverzüglich nach Er- 
bringen der Dienstleistung zu erfolgen. Bei der An- 
zeige sind Bescheinigungen des Herkunftsstaates 
darüber vorzulegen, daß der Dienstleistungserbrin- 
ger 

1. den Beruf der Krankenschwester oder des Kran- 
kenpflegers, die für die allgemeine Pflege ver- 
antwortlich sind, im Herkunftsstaat ausüben 
darf und 

2. ein Diplom, Prüfungszeugnis oder einen sonsti- 
gen Befähigungsnachweis im Sinne des Absat- 
zes 1 besitzt. 

Die Bescheinigungen dürfen bei ihrer Vorlage nicht 
älter als zwölf Monate sein. 

(3) Der Dienstleistungserbringer hat beim Erbrin- 
gen der Dienstleistung im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes die Rechte und Pflichten einer Kranken- 
schwester oder eines Krankenpflegers. Verstößt ein 
Dienstleistungserbringer gegen diese Pflichten, so 
hat die zuständige Behörde unverzüglich die zu- 
ständige Behörde des Herkunftsstaates dieses 
Dienstleistungserbringers hierüber zu unterrich- 
ten. 

(4) Einem Staatsangehörigen eines Mitgliedstaa- 
tes der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, der 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes den Beruf ei- 
ner Krankenschwester oder eines Krankenpflegers 
auf Grund einer Erlaubnis ausübt, sind auf Antrag 
für Zwecke der Dienstleistungserbringung in einem 
anderen Mitgliedstaat der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft Bescheinigungen darüber aus- 
zustellen, daß er 

1. den Beruf der Krankenschwester oder des Kran- 
kenpflegers, die für die allgemeine Pflege ver- 
antwortlich sind, im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes ausüben darf und 

2. den erforderlichen Ausbildungsnachweis be- 
sitzt. 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 
IV. ABSCHNITT 

Erbringen von Dienstleistungen 

§25 

unverändert 
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V. ABSCHNITT 

Zuständigkeiten 

§26 

(1) Die Entscheidungen nach § 2 Abs. 1 trifft die 
zuständige Behörde des Landes, in dem der Antrag- 
steller die Prüfung abgelegt hat. 

(2) Die Entscheidung darüber, oh die Vorausset- 
zungen für eine verkürzte Ausbildung nach den §§ 1 
und 8 vorliegen, sowie die Entscheidung über die 
Anrechnung einer Ausbildung nach §9 oder §11 
Abs. 4 trifft die zuständige Behörde des Landes, in 
dem. der Antragsteller an einer Ausbildung teiineh- 
men will. 

(3) Die Länder bestimmen die zur Durchführung 
dieses Gesetzes zuständigen Behörden. 


VL ABSCHNITT 

Bußgeldvorschriften 

§27 

Ordnungswidrig handelt, wer ohne Erlaubnis 
nach § 1 Abs. 1 eine der folgenden Berufsbezeich- 
nungen führt: 

1. „Krankenschwester“ oder „Krankenpfleger“, 

2. „Kinderkrankenschwester“ oder „Kinderkran- 
kenpfleger“, 

3. „Krankenpflegehelferin“ oder „Krankenpflege- 
helfer“. 

Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße 
bis zu fünftausend Deutsche Mark geahndet wer- 
den. 


VII. ABSCHNITT 

Anwendung des Berufsbildungsgesetzes 
§28 

Für die Ausbildung zu den in diesem Gesetz gere- 
gelten Berufen findet das Berufsbildungsgesetz 
keine Anwendung. 


VIII. ABSCHNITT 

Übergangsvorschriften 

§29 

(1) Eine vor Inkrafttreten dieses Gesetzes erteilte 
Erlaubnis als „Krankenschwester“ oder „Kranken- 
pfleger“ oder als „Kinderkrankenschwester“ oder 
eine einer solchen Erlaubnis durch das Kranken- 
pflegegesetz in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 20. September 1965 (BGBl. I S. 1443), zuletzt ge- 
ändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 22. Dezem- 


Beschiüsse des 13. Ausschusses 

V. ABSCHNITT 

Zuständigkeiten 

§26 

(1) unverändert 

(2) Die Entscheidungen nach den §§ 7, 9, 11 Abs. 4 
und 5 und §29a trifft die Behörde des Landes, in 
dem der Antragsteller an einer Ausbildung teilneh- 
men will oder teilnimmt. 

(3) unverändert 

VI. ABSCHNITT 

Bußgeldvorschriften 

§27 

unverändert 


VII. ABSCHNITT 

Anwendung des Berufsbildungsgesetzes 
§28 

unverändert 

VIII. ABSCHNITT 

Übergangsvorschriften 

§29 

(1) unverändert 
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her 1981 (BGBL I S. 1568), gleichgestellte staatliche 
Anerkennung als „Krankenschwester“ oder „Kran- 
kenpfleger“ oder „Säuglings- und Kinderschwester“ 
gelten als Erlaubnis nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 oder 2. 

(2) Eine vor Inkrafttreten dieses Gesetzes erteilte 
Erlaubnis als „Krankenpflegehelferin“ oder „Kran- 
kenpflegehelfer“ gilt als Erlaubnis nach § 1 Abs. 1 
Nr. 3. 

(3) Eine vor Inkrafttreten dieses Gesetzes begon- 
nene Ausbildung als „Krankenschwester“ oder 
„Krankenpfleger“, als „Kinderkrankenschwester“ 
und als „Krankenpflegehelferin“ oder „Kranken- 
pflegehelfer“ wird nach den bisher geltenden Vor- 
schriften abgeschlossen. Nach Abschluß der Ausbil- 
dung erhält der Antragsteller, wenn die Vorausset- 
zungen des § 2 Abs. 1 Nr. 2 und 3 vorliegen, eine 
Erlaubnis nach § 1 Abs. 1 Nr. 1, 2 oder 3. 

(4) Soldaten der Bundeswehr, Polizeivollzugsbe- 
amten des Bundesgrenzschutzes oder der Polizei 
eines Landes, die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes 

1. die Sanitätsprüfung und den fachlichen Teil der 
Unterofßzierprüfung für Unteroffiziere im Sani- 
tätsdienst der Bundeswehr, 

2. die Fachprüfung für die Verwendung als Sani- 
tätsbeamter im Bundesgrenzschutz oder 

3. eine vergleichbare Fachprüfung für die Verwen- 
dung im Sanitätsdienst der Polizei eines Lan- 
des 

bestanden und bis zum Inkrafttreten dieses Geset- 
zes eine mindestens vierjährige Dienstzeit im Sani- 
tätsdienst abgeleistet haben, ist die Erlaubnis nach 
§ 1 Abs, 1 Nr. 1 zu erteilen, wenn die Voraussetzun- 
gen des § 2 Abs. 1 Nr. 2 und 3 vorliegen. Endet die 
mindestens vierjährige Dienstzeit im Sanitäts- 
dienst nach Inkrafttreten dieses Gesetzes, so kann 
Soldaten der Bundeswehr, Polizeivollzugsbeamten 
des Bundesgrenzschutzes oder der Polizei eines 
Landes die Erlaubnis nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 erteilt 
werden, wenn im übrigen die Voraussetzungen des 
Satzes 1 gegeben sind. 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 


(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) Soldaten der Bundeswehr, Polizeivollzugsbe- 
amten des Bundesgrenzschutzes oder der Polizei 
eines Landes, die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes 

Sanitätsdienst leisten oder vor diesem Zeitpunkt 
geleistet haben, kann eine Erlaubnis nach § 1 Abs. 1 
Nr. 1 oder 3 erteilt werden, wenn sie innerhalb von 
fünf Jahren nach Inkrafttreten dieses Gesetzes die 
Voraussetzungen nach § 20 Abs. 1 oder 2 des Kran- 
kenpflegegesetzes in der in § 33 Abs. 2 bezeichneten 
Fassung erfüllen und die Voraussetzungen des § 2 
Abs. 1 Nr. 2 und 3 vorliegen. 


§29a 

(1) Für Umschülerinnen und Umschüler mit ei- 
ner abgeschlossenen Ausbildung als Arzthelferin 
oder Arzthelfer, Zahnarzthelferin oder Zahnarzt- 
helfer, Masseurin oder Masseur, Masseurin und 
medizinische Bademeisterin oder Masseur und 
medizinischer Bademeister, medizinisch-techni- 
sche Laboratoriumsassistentin oder medizinisch- 
technischer Laboratoriumsassistent, medizinisch- 
technische Radiologieassistentin oder medizinisch- 
technischer Radiologieassistent wird auf Antrag 
eine Ausbildung nach § 5 Abs. 1 um sechs Monate 
verkürzt; nach mindestens dreijähriger Tätigkeit 
im erlernten Beruf kann die Ausbildung um wei- 
tere sechs Monate verkürzt werden. Auf die Erfül- 
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lung der in § 6 für den Zugang zur Ausbildung 
genannten Voraussetzungen wird verzichtet; hier- 
von unberührt bleibt der Nachweis der gesundheit- 
lichen Eignung zur Ausübung des Berufs. 

(2) Absatz 1 gilt nur für Umschulungen, die bis 
zum 31. Dezember 1985 begonnen werden. 


§ 30 § 30 

Krankenpflege- und Kinderkrankenpflegeschu- unverändert 

len sowie Schulen für Krankenpflegehilfe, die vor 
Inkrafttreten dieses Gesetzes auf Grund des Kran- 
kenpflegegesetzes die staatliche Anerkennung er- 
halten haben, gelten weiterhin als staatlich aner- 
kannt nach §5 Abs. 2 oder §11 Abs. 2, sofern die 
Anerkennung nicht zurückgenommen wird. Die An- 
erkennung ist zurückzunehmen, falls nicht inner- 
halb von drei Jahren nach dem Inkrafttreten des 
Gesetzes nachgewiesen wird, daß die Voraussetzun- 
gen des § 5 Abs. 2 oder § 11 Abs. 2 erfüllt sind. 


§ 31 § 31 

Antragstellern, die Staatsangehörige eines Mit- unverändert 

gliedstaates der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft sind und die Voraussetzungen des § 2 Abs. 1 
Nr. 2 und 3 erfüllen und die eine Erlaubnis nach § 1 
Abs. 1 Nr. 1 auf Grund der Vorlage eines Diploms, 

Prüfungszeugnisses oder sonstigen Befähigungs- 
nachweises der Krankenschwester oder des Kran- 
kenpflegers, die für die allgemeine Pflege verant- 
wortlich sind, beantragen, die von einem anderen 
Mitgliedstaat der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft vor dem 29. Juni 1979 ausgestellt worden 
sind, ist die Erlaubnis ebenfalls zu erteilen. In den 
Fällen, in denen die Ausbildung des Antragstellers 
den Mindestanforderungen des Artikels 1 der 
Richtlinie 77/453/EWG vom 27. Juni 1977 (ABI. EG 
Nr. L 176 S. 8) nicht genügt, kann die zuständige Be- 
hörde die Vorlage einer Bescheinigung des Heimat- 
oder Herkunftsstaates des Antragstellers verlan- 
gen, aus der sich ergibt, daß der Antragsteller wäh- 
rend der letzten fünf Jahre vor Ausstellung der Be- 
scheinigung mindestens drei Jahre lang tatsächlich 
und rechtmäßig die Tätigkeiten einer Kranken- 
schwester oder eines Krankenpflegers, die für die 
allgemeine Pflege verantwortlich sind, ausgeübt 
hat. Diese Tätigkeiten müssen sich auf die volle 
Verantwortung für die Planung, Organisation und 
Ausführung der Krankenpflege des Patienten er- 
streckt haben. 
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DC. ABSCHNITT 

Schlußvorschriften 

§32 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 des 
Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Geset- 
zes erlassen werden, gelten im Land Berlin nach 
§ 14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 

§33 

(1) Dieses Gesetz tritt am L April 1984 in Kraft. 
Gleichzeitig tritt, soweit sich aus § 29 Abs. 3 nichts 
anderes ergibt, das Krankenpflegegesetz außer 
Kraft. 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 
IX. ABSCHNITT 

Schlußvorschriften 

§32 

unverändert 


§33 

(1) Dieses Gesetz tritt mit Ausnahme des § 12 am 
1. September 1985 in Kraft § 12 tritt am Tage nach 
der Verkündung in Kraft. 


(2) Gleichzeitig tritt, soweit sich aus § 29 Abs. 3 
und 4 nichts anderes ergibt, das Krankenpflegege- 
setz in der Fassung vom 20. September 1965 
(BGBl. I S. 1443), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 22. Dezember 1981 (BGBl. I S. 1568), außer 
Kraft. 
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Anlage (zu § 2 Abs. 3) 


Diplome, Prüfungszeugnisse oder sonstige 
Befähigungsnachweise der übrigen 
Mitgliedstaaten der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft 

a) Belgien 

— „brevet d’hospitalier(ere)/verpleegassistent(e)“ 
(Diplom eines Krankenhaushilfspflegers/einer 
Krankenhaushilfsschwester), ausgestellt vom 
Staat, von staatlichen oder staatlich anerkann- 
ten Schulen, 

— „brevet d’infirmier(ere) hospitalier(ere)/zieken- 

huisverpleger (-verpleegster)“ (Diplom eines 
Krankenhauspflegers/ einer Krankenhaus- 

schwester), ausgestellt vom Staat, von staatli- 
chen oder staatlich anerkannten Schulen, 

— „diplöme d’infirmier(ere) gradue(e) hospita- 
lier(ere)/gegradueerd ziekenhuisverpleger (-ver- 
pleegster)“ (Diplom eines akademisch geprüften 
Krankenhauspflegers/einer akademisch geprüf- 
ten Krankenhausschwester), ausgestellt vom 
Staat, von staatlichen oder staatlich anerkann- 
ten höheren Fachschulen; 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 

Anlage (zu § 2 Abs. 3) 

unverändert 


b) Dänemark 

»»sygeplejerske^-Diplom, ausgestellt von den vom 
„Sundhedsstyrelsen“ (Staatliches Gesundheitsamt) 
anerkannten Krankenpflegeschulen; 


c) Frankreich 

„diplöme d’Etat d’infirmier(ere)“ (staatliches Di- 
plom eines Krankenpflegers/einer Krankenschwe- 
ster), ausgestellt vom Ministerium für Gesundheits- 
wesen; 


d) Griechenland 

1. das Diplom einer dvot^pag GXoXf\q voaoKÖpcov 
(höhere Fachschule für Krankenschwestern/ 
Krankenpfleger), bestätigt vom Ministerium für 
soziale Dienste, 

oder das Diplom der tcöv mpaiatpiKcöv axo^cöv 
T(öv K^VTpcov dvoT^pag xexviKf\q ^KTiaiöeüaecog (pa- 
ramedizinische Schulen der Stellen für höhere 
technische Berufsausbildung), ausgestellt vom 
Ministerium für Unterricht und Kult, und 

2. das 7 iiaT 07 ioiT|TiKÖv TipaKtiKfjg daKfjaeco^ t(öv 
e7iayy£>.jidto)v Tf\q voaoKÖpoi) 

(Bescheinigung über die praktische Ausbildung 
einer Krankenschwester/eines Krankenpfle- 
gers), ausgestellt vom Ministerium für soziale 
Dienste; . 
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Beschlüsse des 13. Ausschusses 


e) Irland 

Zeugnis einer (eines) „Registered General Nurse“, 
ausgestellt von „an Bord Altranais“ (Nur sing 
Board); 


f) Italien 

„diploma di abilitazione professionale per infer- 
miere professionale“, ausgestellt von den staatlich 
anerkannten Schulen; 


g) Luxemburg 

— staatliches Diplom eines „infirmier“ (Kranken- 
pfleger/Krankenschwester), 

— staatliches Diplom eines „infirmier hospitalier 
gradue“ (akademisch geprüfter Krankenhaus- 
pfleger/akademisch geprüfte Krankenhaus- 
schwester), 

ausgestellt vom Minister für Gesundheitswesen auf 

Grund des Beschlusses des Prüfungsausschusses; 


h) Niederlande 

— die Diplome „verpleger A“, „verpleegster A“, 
„verpleegkundige A“, 

— das Diplom „verpleegkundige MBOV“ (Middel- 
bare Beroepsopleiding Verpleegkundige), 

— das Diplom „verpleegkundige HBOV“ (Hogere 
Beroepsopleiding Verpleegkundige), 

ausgestellt von einer der von der öffentlichen Ver- 
waltung ernannten Prüfungskommission; 


i) Vereinigtes Königreich 

Bescheinigung über die Aufnahme in den allgemei- 
nen Teil des Registers, ausgestellt in England und 
Wales vom „General Nursing Council for England 
and Wales“, in Schottland vom „General Nursing 
Council for Scotland“ und in Nordirland vom „Nor- 
thern Ireland Council for Nurses and Midwives“. 
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Bericht der Abgeordneten Frau Augustin und Deiorme 


I. Allgemeines 

1 . 

Der Deutsche Bundestag hat sowohl den Gesetzent- 
wurf der Bundesregierung — Drucksache 10/1062 
— als auch den Gesetzentwurf des Bundesrates — 
Drucksache 10/1063 — in seiner 69. Sitzung am 
3. Mai 1984 in erster Lesung beraten. Er hat die 
Gesetzentwürfe an den Ausschuß für Jugend, Fami- 
lie und Gesundheit federführend und an den Aus- 
schuß für Arbeit und Sozialordnung und den Aus- 
schuß für Bildung und Wissenschaft zur Mitbera- 
tung überwiesen. Der Verteidigungsausschuß hat 
sich gutachtlich an der Beratung beteiligt. 

Der Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 
hat die Beratungen formell am 4. Mai 1984 aufge- 
nommen, zunächst aber nur die Durchführung ei- 
ner öffentlichen Anhörung zu den Gesetzentwürfen 
beschlossen. Wegen anderweitiger vordringlicher 
Gesetzesvorhaben konnte diese Anhörung aller- 
dings erst am 23. Januar 1985 (37. Sitzung) realisiert 
werden. Der Ausschuß hat die Vorlagen dann in sei- 
ner 37. und 39. Sitzung vom 23. Januar bzw. 27. Fe- 
bruar 1985 in der Sache beraten und die Beratun- 
gen in seiner 41. Sitzung am 13. März 1985 zum 
Abschluß gebracht. 

In der Anhörung sind insbesondere Vertreter der 
Krankenpflege- und Schwesternverbände, der Ärz- 
teschaft, der Krankenhausträger, von Wohlfahrts- 
verbänden und Gewerkschaften sowie der Bundes- 
vereinigung der kommunalen Spitzenverbände ge- 
hört worden. Die Beiträge der Teilnehmer sind in 
die Beratung einbezogen worden. Auf das Stenogra- 
phische Protokoll Nr. 37 (Teil II) der Anhörung, die 
zusammen mit einer Anhörung zum Entwurf eines 
Gesetzes über den Beruf der Hebamme und des 
Entbindungspflegers — Drucksache 10/1064 — 
durchgeführt wurde, sowie auf die als Ausschuß- 
drucksachen verteilten schriftlichen Stellungnah- 
men wird Bezug genommen. 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung hat mit 
Schreiben vom 27. Februar 1985 zu den Gesetzent- 
würfen — und zugleich zum Entwurf des Hebam- 
mengesetzes — wie folgt Stellung genommen: 

„Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung unter- 
stützt die Absicht, sowohl das Krankenpflegegesetz 
als auch das Hebammengesetz einer grundlegen- 
den Überarbeitung zu unterziehen und damit die 
Anpassung an moderne medizinische und gesell- 
schaftspolitische Entwicklungen zu vollziehen. 

Der Ausschuß bittet den federführenden Ausschuß 
für Jugend, Familie und Gesundheit, bei seinen Be- 
ratungen insbesondere auf die Umsetzung der EG- 
Richtlinie und des Europäischen Übereinkommens 
zu achten. Er bittet den Ausschuß für Jugend, Fami- 


lie und Gesundheit ferner zu prüfen, in welchem 
Umfange die Bestimmungen des Berufsbildungsge- 
setzes auf die Krankenpflege ausbildung Anwen- 
dung finden können . . . 

Der federführende Ausschuß sollte auch prüfen, ob 
entsprechend dem Vorschlag des Bundesrates die 
Probezeit auf sechs Monate bei der Krankenpflege- 
(und Hebammen-) Ausbildung und auf drei Monate 
bei der Krankenpflegehilfe erweitert werden soll. 
Für den Ausbildungsvertrag sollte die Schriftform 
vorgeschrieben werden. 

Diese Stellungnahme wurde einstimmig beschlos- 
sen.“ 

Der Ausschuß für Bildung und Wissenschaft unter- 
stützt in seiner Stellungnahme vom 13. März 1985 
die Absicht, das Krankenpflegegesetz einer grund- 
legenden Überarbeitung zu unterziehen und damit 
die Anpassung an moderne medizinische und ge- 
sellschaftspolitische Entwicklungen zu vollziehen. 
Er hat dem federführenden Ausschuß empfohlen, 
bei seinen Beratungen insbesondere auf die Umset- 
zung der EG-Richtlinien und des Europäischen 
Übereinkommens zu achten. Er hat die weitge- 
hende Übernahme der Bestimmungen des Berufs- 
bildungsgesetzes in das Krankenpflegegesetz be- 
grüßt, damit die Rechte der Auszubildenden in der 
Krankenpflege gesichert werden. Er hat ferner um 
Prüfung gebeten, ob entsprechend dem Vorschlag 
des Bundesrates die Probezeit bei der Krankenpfle- 
geausbildung auf sechs Monate, bei der Kranken- 
hilfe auf drei Monate erweitert werden soll. Für den 
Ausbildungsvertrag hat er die Schriftform für erfor- 
derlich gehalten. Er hat schließlich die Auffassung 
vertreten, daß in § 12 Abs. 3 des Regierungsent- 
wurfs in der Fassung eines Änderungsantrags der 
Fraktionen von CDU/CSU und FDP („Der Bundes- 
minister für Jugend, Familie und Gesundheit wird 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustim- 
mung des Bundesrates ... zu regeln.“) die vorgese- 
henen Rechtsverordnungen „im Benehmen mit 
dem Bundesminister für Bildung und Wissenschaft“ 
erlassen werden sollten. Diese Empfehlung des 
Ausschusses für Bildung und Wissenschaft ist 
einstimmig beschlossen worden. 

Der Verteidigungsausschuß hat in seiner gutachtli- 
chen Stellungnahme vom 6. Februar 1985 einstim- 
mig empfohlen, den Gesetzentwürfen mit der Maß- 
gabe zuzustimmen, daß § 29 Abs. 4 Regierungsent- 
wurf wie folgt gefaßt wird: 

„(4) Soldaten der Bundeswehr, Polizeivollzugsbe- 
amte des Bundesgrenzschutzes oder der Polizei ei- 
nes Landes, die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes 
Sanitätsdienst leisten oder vor diesem Zeitpunkt 
geleistet haben, kann eine Erlaubnis nach § 1 Abs. 1 
Nr. 1 oder 3 erteilt werden, wenn sie innerhalb von 
fünf Jahren nach Inkrafttreten dieses Gesetzes die 
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Voraussetzungen nach § 20 Abs. 1 oder 2 des Kran- 
kenpflegegesetzes erfüllen und die Voraussetzun- 
gen des § 2 Abs. 1 Nr. 2 und 3 vorliegen. 

In § 33 Satz 2 ist die Angabe ,§ 29 Abs. 3‘ durch die 
Angabe ,§ 29 Abs. 3 und 4‘ zu ersetzen.“ 

Der federführende Ausschuß für Jugend, Familie 
und Gesundheit hat seine Beratungen auf der 
Grundlage des Gesetzentwurfs der Bundesregie- 
rung geführt. In seinen Beschlüssen zu den Einzel- 
vorschriften der Entwürfe hat er sich zu einem 
nicht unerheblichen Teil auch an den Vorschlägen 
und Formulierungen des Bundesratsentwurfs aus- 
gerichtet. 


2 . 

Das mit beiden Entwürfen vorgeschlagene Gesetz 
soll das bestehende Krankenpflegegesetz in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 20. September 
1965 (BGBl. I S. 1443), zuletzt geändert durch Arti- 
kel 7 des Gesetzes vom 22. Dezember 1981 (BGBl. I 
S. 1568) ablösen. 

Für den Bereich der Krankenpflege müssen umge- 
setzt werden die Richtlinie Nr. 77/452/EWG des Ra- 
tes vom 27. Juni 1977 über die gegenseitige Aner- 
kennung der Diplome, Prüfungszeugnisse und son- 
stigen Befähigungsnachweise der Krankenschwe- 
ster und des Krankenpflegers, die für die allge- 
meine Pflege verantwortlich sind, und über Maß- 
nahmen zur Erleichterung der tatsächlichen Aus- 
übung des Niederlassungsrechts und des Rechts 
auf freien Dienstleistungsverkehr (ABI. EG Nr. L 
176 S. 1) einschließlich der durch den Beitritt der 
Republik Griechenland erfolgten Anpassungen zum 
1. Januar 1981 ( Beitritts akte, Anhang I — Liste zu 
Artikel 21 der Beitrittsakte, Abschnitt III Buchstabe 
h — BGBl. II 1980, S. 235 — ) und die Richtlinie 77/ 
453/EWG des Rates vom 27. Juni 1977 zur Koordi- 
nierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
für die Tätigkeiten der Krankenschwester und des 
Krankenpflegers, die für die allgemeine Pflege ver- 
antwortlich sind (ABI. EG Nr. L 176 S. 8); außerdem 
sind die Vorschriften über die Ausbildungen an das 
Europäische Übereinkommen vom 25. Oktober 1967 
über die theoretische und praktische Ausbildung 
von Krankenschwestern und Krankenpflegern 
(BGBl. II 1972 S. 629) anzupassen. 

Bei der Ausbildung soll insbesondere das Erlernen 
medizinischer, pflegerischer und technischer 
Kenntnisse und Fähigkeiten, die praktische Unter- 
weisung sowie die Vermittlung klinischer Erfah- 
rung im Vordergrund stehen. Diesen Anforderun- 
gen kann nur durch eine weitestgehend im Kran- 
kenhaus durchgeführte Ausbildung entsprochen 
werden. Die praktische Ausbildung ist zu ergänzen 
durch theoretischen und praktischen Unterricht an 
Einrichtungen (Krankenpflege-, Kinde rkr anken- 
pflegeschulen, Schulen für Krankenpflegehilfe), die 
mit dem Krankenhaus verbunden sind. 

Eine Neuregelung für die Krankenpflegeberufe 
wird seit langem erörtert. Bereits im April 1970 
hatte die Konferenz der für das Gesundheitswesen 


zuständigen Minister und Senatoren der Länder 
auf die erforderliche Änderung der Ausbildungen in 
der Krankenpflege hingewiesen. Eine „Kleine Kom- 
mission“, die sich aus Vertretern der betroffenen 
Verbände, der Länder und der beteiligten Bundes- 
ressorts zusammensetzte, hat sich in der Folgezeit 
mit den für eine Neuordnung dringlichen Fragen 
beschäftigt. 

Auch der Deutsche Bundestag hat sich bei der Ver- 
abschiedung des Dritten Änderungsgesetzes zum 
Krankenpflegegesetz im Jahre 1972 für eine grund- 
sätzliche Neuordnung der Ausbildungen in der 
Krankenpflege ausgesprochen (Schriftlicher Be- 
richt des Ausschusses für Jugend, Familie und Ge- 
sundheit über den vom Bundesrat eingebrachten 
Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung des 
Krankenpflegegesetzes — Drucksache VI/3160) und 
eine entsprechende Entschließung gefaßt. 

Ein weiterer Grund für die Neuordnung der Kran- 
kenpflegeausbildung besteht darin, daß bei der Ver- 
abschiedung des Vertragsgesetzes zu dem Europäi- 
schen Übereinkommen über die theoretische und 
praktische Ausbildung von Krankenschwestern 
und Krankenpflegern (BGBl. II 1972 S. 629) der 
Deutsche Bundestag die Bundesregierung ersucht 
hat, darauf hinzuwirken, daß die zu dem Überein- 
kommen eingelegten Vorbehalte hinsichtlich der 
Vorbildung und der Stundenzahl für die Ausbildun- 
gen alsbald abgebaut werden können (Schriftlicher 
Bericht des Ausschusses für Jugend, Familie und 
Gesundheit über den Entwurf eines Gesetzes zu 
dem Europäischen Übereinkommen über die theo- 
retische und praktische Ausbildung von Kranken- 
schwestern und Krankenpflegern vom 25. Oktober 
1967 — Drucksache VI/3151). Das Übereinkommen 
verlangt als Vorbildungsvoraussetzung im Regelfall 
eine mindestens zehnjährige Schulbildung. Es sieht 
für die Ausbildung in der allgemeinen Kranken- 
pflege mindestens 4 600 Stunden vor, von denen 
mindestens die Hälfte der praktischen Ausbildung 
und mindestens ein Drittel dem theoretischen und 
praktischen Unterricht gewidmet sein müssen. Die- 
sen Anforderungen entspricht das geltende Kran- 
kenpflegegesetz nicht. 

Der Bund ist für die Umsetzung der genannten 
Richtlinien und Empfehlungen zuständig, soweit 
Fragen der Berufszulassung betroffen sind. Der 
Entwurf sieht daher die Gleichstellung der nach der 
Richtlinie 77/452/EWG der gegenseitigen Anerken- 
nung unterliegenden Diplome, Prüfungszeugnisse 
und sonstigen Befähigungsnachweise mit den Aus- 
bildungsnachweisen vor, die das Gesetz vorschreibt 
(§ 2 Abs. 3). Der Entwurf enthält ferner eine Rege- 
lung über die Berechtigung zum Erbringen von 
Dienstleistungen durch Begünstigte der Richtlinien 
(§ 1 Abs. 2 und § 25). 

Die Vorschriften des Entwurfs sehen Zulassungsre- 
gelungen für dieselben Berufe vor, die auch vom 
Krankenpflegegesetz erfaßt sind. Es handelt sich 
dabei um „Krankenschwester“, „Krankenpfleger“, 
„Kinderkrankenschwester“, „Kinderkrankenpfle- 
ger“ sowie um „Krankenpflegehelfer“ und „Kran- 
kenpflegehelferin“. Die Berufsbezeichnung „Kin- 
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derkrankenpfleger“, die das geltende Krankenpfle- 
gegesetz nicht kennt, wird ausdrücklich aufge- 
führt. 

Die Ausbildungen in der Krankenpflege und in der 
Kinderkrankenpflege sollen wie bisher drei Jahre 
dauern. Damit wird den Anforderungen der Richtli- 
nie des Rates 77/453/EWG entsprochen. 

Für die Krankenpflegehelfer soll die einjährige 
Ausbildungsdauer beibehalten werden. 

Der Entwurf folgt dem bei den übrigen bundesge- 
setzlichen Regelungen für nichtärztliche Heilberufe 
bestehenden System, wonach der Zugang zum Be- 
ruf durch die Erteilung einer Erlaubnis zur Füh- 
rung und Berufsbezeichnung geregelt wird, deren 
Voraussetzungen im einzelnen festgelegt werden. 
Bei allen durch das Gesetz erfaßten Berufen wer- 
den neben der Erfüllung der Ausbildungsvorausset- 
zungen persönliche Zuverlässigkeit und geistige 
und körperliche Eignung für die Ausübung des Be- 
rufes verlangt. 

Der Rechtsstatus der Kranken- und Kinderkran- 
kenpflegeschüler sowie der Schüler in der Kran- 
kenpflegehilfe soll nach den Entwürfen unter ent- 
sprechender Berücksichtigung der Besonderheiten 
der Ausbildungen in der Krankenpflege demjeni- 
gen der Auszubildenden in anderen Berufen ange- 
glichen werden. Eine eigenständige Statusregelung 
für die Schüler ist im übrigen auch deswegen not- 
wendig, weil durch § 28 die über § 107 Abs. 1 des 
Berufsbildungsgesetzes bisher geltende subsidiäre 
Anwendung des Berufsbildungsgesetzes mit den 
sich daraus ergebenden ständigen Rechtsunsicher- 
heiten endgültig ausgeräumt wird. 

Die Ausbildungen für die Berufe in der Kranken- 
pflege werden durch das Gesetz im Rahmen der 
Gesetzgebungskompetenz des Bundes abschließend 
geregelt. Damit werden diese Ausbildungen als ei- 
genständige Ausbildungen festgelegt. Es handelt 
sich bei den Krankenpflege- und Kinderkranken- 
pflegeschulen sowie Schulen für Krankenpflege- 
hilfe um Einrichtungen im Bereich zwischen der 
dual-betrieblichen Ausbildung nach dem Berufsbil- 
dungsgesetz einerseits und den schulischen Ausbil- 
dungsgängen andererseits. 


3. 

Der Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 
stimmte in der Beurteilung der Zielsetzung der bei- 
den Entwürfe weitgehend überein. Einigkeit konnte 
in erheblichem Umfange auch bei der Beratung der 
einzelnen Vorschriften, insbesondere unter Berück- 
sichtigung der von den Fraktionen der CDU/CSU 
und FDP eingebrachten Änderungsanträge erzielt 
werden. Einzelne Bestimmungen stießen allerdings 
bei der Fraktion der SPD und der Fraktion DIE 
GRÜNEN auf Widerspruch und Vorbehalte; zusätz- 
liche Änderungswünsche von dieser Seite — insbe- 
sondere der Fraktion DIE GRÜNEN — blieben 
weitgehend ohne Mehrheit. (Näheres hierzu s. in 
der Begründung zu den einzelnen Vorschriften un- 
ter II.) Als Haupthindernis für eine uneinge- 


schränkte Zustimmung zu der vorgeschlagenen 
Neuregelung bezeichnete die Fraktion der SPD — 
das Mitglied der Fraktion DIE GRÜNEN war in der 
letzten Phase der Beratungen und bei der Schluß- 
abstimmung im Ausschuß nicht vertreten — die in 
§ 28 des Regierungsentwurfs (§ 27 des Entwurfs des 
Bundesrates) vorgesehene Herausnahme der in den 
Entwürfen angesprochenen Berufsausbildungen 
aus dem Anwendungsbereich des Berufsbildungs- 
gesetzes. Die Fraktion der SPD hat sich demgemäß 
bei der Schlußabstimmung über den Gesetzentwurf 
als solchen der Stimme enthalten. Gestützt auf die 
Mehrheit der Stimmen der Fraktionen der CDU/ 
CSU und FDP hat der Ausschuß beschlossen, dem 
Deutschen Bundestag die Annahme des Gesetzent- 
wurfs der Bundesregierung mit den unter II. erläu- 
terten Änderungen und Ergänzungen zu empfehlen. 
Der Gesetzentwurf des Bundesrates konnte damit 
als erledigt angesehen werden. 

Der Ausschuß schlägt dem Deutschen Bundestag 
ferner — insoweit einvernehmlich — die Annahme 
der unter Nummer 3 der Beschlußempfehlung auf- 
geführten Entschließung vor. Durch sie soll insbe- 
sondere klargestellt werden, daß es sich auch in der 
nunmehr vorgeschlagenen Fassung um einen der 
von den Ländern am schwierigsten zu erfüllenden 
Punkte des neuen Gesetzes handelt und daß auf 
diesen Aspekt bei der Ausgestaltung der Ausbil- 
dungs- und Prüfungsordnung Rücksicht genommen 
wird. 

Aus der Beratung im federführenden Ausschuß sei 
vor allem noch der letztlich einstimmig gefaßte Be- 
schluß hervorzuheben, bei den Berufsbezeichnun- 
gen im Gesetzentwurf nicht nur die männliche, son- 
dern in gleicher Weise und jeweils vorangestellt 
auch die weibliche Form zu verwenden. Der Aus- 
schuß war sich dabei der gesetzestechnischen 
Schwierigkeiten eines solchen Vorgehens auch in 
Ansehung anderer und künftiger Gesetze durchaus 
bewußt, glaubte sie jedoch in Kauf nehmen zu sol- 
len, um auf dem Hintergrund der in letzter Zeit ver- 
stärkt geführten Diskussion über die Gleichberech- 
tigung der Frau ein Signal zu setzen und die Gleich- 
stellung der Geschlechter auch in der Gesetzesspra- 
che deutlich zu machen. In der Erörterung wurde 
auch darauf hingewiesen, daß man schlecht vom 
Arbeitgeber die geschlechtsneutrale Ausschreibung 
verlangen könne, wenn der Gesetzgeber nicht eben- 
falls bereit sei, die Sprache seiner Gesetze ge- 
schlechtsneutral auszugestalten. Der Ausschuß er- 
wartet, daß diese Bemühungen auch bei künftigen 
Regelungen fortgesetzt werden. 


II. Zu den einzelnen Vorschriften 

Zur Begründung der einzelnen Vorschriften wird, 
soweit die Annahme in der Fassung des Regie- 
rungsentwurfs empfohlen wird, auf die Begründung 
in Drucksache 10/1062 Bezug genommen. Hinsicht- 
lich der vom Ausschuß für Jugend, Familie und Ge- 
sundheit abgeänderten Vorschriften ist, ergänzend 
zur Begründung des Bundesrates in Drucksache 10/ 
1063, soweit dessen Änderungsvorschläge übernom- 
men sind, folgendes zu bemerken: 
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Zu § 2 Abs. 2 

Zur besseren Lesbarkeit werden anstelle des Para- 
graphenzitats die Berufsbezeichnungen aufgeführt. 

Zu § 4 Abs. 1 

Es handelt sich um redaktionelle Klarstellungen. In 
Nummer 5 redaktionelle Einbindung der „Ärztin“. 

Zu § 4 Abs. 2 

Die Ausbildungsbereiche werden um den Funk- 
tionsbereich erweitert. 

Zu § 5 Abs. 1 Satz 1 

Es handelt sich um eine redaktionelle Klarstellung 
(vgl. zu § 11 Abs. 1 Satz 1). 

Ein Antrag der Fraktion DIE GRÜNEN, das Ausbil- 
dungsverhältnis bereits mit der Abschlußprüfung 
enden zu lassen, sofern diese schon vor dem Ende 
der Ausbildungszeit bestanden wird, fand bei den 
übrigen Fraktionen keine Unterstützung. Nach Auf- 
fassung der überwiegenden Mehrheit im Ausschuß 
sind bei einem vorzeitigen und außerplanmäßigen 
Ausbildungsende eher Nachteile für die Schülerin- 
nen und Schüler zu befürchten. Außerdem bestan- 
den Bedenken, deiß mit der beantragten Regelung 
von Vorgaben der Europäischen Gemeinschaft ab- 
gewichen würde. 

Zu § 5 Abs. 2 Nr. 1 

Die Pflegedienstleitung soll in die Leitung der 
Schule miteinbezogen werden. Arzt und Leitende 
Krankenpflegekraft sollen jedoch die Leitung einer 
Schule nicht allein übernehmen können. Sie stehen 
dem Unterricht nicht so nahe und haben vielfältige 
andere Inanspruchnahmen, so daß sie die Leitung 
einer Schule nur gemeinsam mit einer Unterrichts- 
kraft ausüben sollten. 

Zu § 5 Abs. 2 Nr. 2 

Es handelt sich um eine redaktionelle Klarstellung. 
Im übrigen redaktionelle Einbindung der „Ärztin- 
nen“. 


Zu § 5 Abs. 2 Nr. 4 Buchstabe a 

Sicherstellung, daß die Krankenpflege- oder Kin- 
derkrankenpflegeschule über eine bestimmte Min- 
destausstattung verfügt und daß auch psychiatri- 
sche Krankenhäuser weiterhin ausbilden können. 


Zu § 5 Abs. 2 Nr. 4 Buchstabe b 

Es handelt sich um eine redaktionelle Klarstellung. 
Im übrigen redaktionelle Einbindung der „Kinder- 
ärztin“. 


Zu §6 

Übersichtlichere Darstellung der Zugangsvoraus- 
setzungen. 

Zu § 7 Satz 1 Nr. 3 

Der Zugang zur verkürzten Ausbildung in der 
Kranken- und Kinderkrankenpflege für Kranken- 
pflegehelferinnen und -helfer soll erst nach minde- 
stens zwölfmonatiger Berufstätigkeit möglich sein. 

Zu § 7 Satz 2 

Dieser Satz ist wegen der vom Ausschuß beschlos- 
senen Neuregelung in § 6 Satz 2 Nr. 3 hinfällig. 

Zu §8 

Die Vorschrift gehört ihrem Rechtscharakter nach 
zu den Übergangsregelungen und wird (in der vor- 
läufigen Zählung) § 29 a. 

Zu § 10 Satz 1 Nr. 2 

Es handelt sich um eine redaktionelle Klarstellung. 
Im übrigen redaktionelle Einbindung der „Kran- 
kenpflege- oder Kinderkrankenpflegeschülerin“. 

Zu § 10 Satz 2 

Die Worte „oder ähnlich schwerwiegende Gründe“ 
sind entbehrlich. 

Keine Mehrheit fand ein von der Fraktion der SPD 
unterstützter, ergänzender Antrag der Fraktion 
DIE GRÜNEN, auch bei längerer Unterbrechung 
der Ausbildung eine Verlängerung des Ausbil- 
dungsverhältnisses nur in Ausnahmefällen vorzuse- 
hen, wenn die Verlängerung erforderlich ist, um das 
Ausbildungsziel zu erreichen. Die Ausschußmehr- 
heit vertrat vielmehr die Auffassung, daß eine Un- 
terbrechung von mehr als zwölf Wochen (bzw. vier 
Wochen bei verkürzter Ausbildung) im Regelfälle 
nicht mehr auf die Ausbildungsdauer angerechnet 
werden könne. In besonderen Fällen solle zwar 
hiervon abgewichen werden können, doch solle dies 
dann — also umgekehrt wie bei dem Antrag der 
Fraktion DIE GRÜNEN — die Ausnahme sein. 
Ohne Mehrheit blieb ferner ein Antrag, daß im 
Falle der Ausbildungsverlängerung die Betroffenen 
gehört werden müßten. 

Zu § 11 Abs. 1 Satz 1 

Es handelt sich um eine redaktionelle Klarstellung 
(vgl. zu § 5 Abs. 1 Satz 1). 

Zu § 11 Abs. 2 Nr. 1 

Die Begründung zu § 5 Abs. 2 Nr. 1 gilt analog für 
die Schulen in der Krankenpflegehilfe, 
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Zu § 11 Abs. 3 

Übersichtlichere Darstellung der Zugangsvoraus- 
setzungen. Anders als nach dem Entwurf der Bun- 
desregierung sollen ferner Ausnahmen vom vorge- 
schriebenen Mindestalter nicht möglich sein. 

Zu § 11 Abs. 5 Satz 1 Nr, 2 

Redaktionelle Einbindung der „Schülerin“. 

Zu § 11 Abs. 5 letzter Satz 

Vgl. Begründung zu § 10 Satz 2. 

Zu § 12 Abs. 1 Satz 1 

Die Fraktion DIE GRÜNEN beantragte, für den Er- 
laß einer Rechtsverordnung auch das Benehmen 
mit den Spitzenorganisationen der Sozialpartner 
oder wenigstens deren zuvorige Anhörung zur Vor- 
aussetzung zu machen. Die Ausschußmehrheit 
lehnte diesen Antrag ab. Sie wies darauf hin, daß 
eine Anhörung der beteiligten Verbände ohnehin in 
der gemeinsamen Geschäftsordnung der Bundes- 
ministerien vorgesehen sei. 

Zu § 12 Abs. 1 Satz 2 

Redaktionelle Einbindung der „Schülerin“ sowie zu- 
sätzliche redaktionelle Änderung. 

Zu § 12 Abs. 1 Satz 3 und 4 

Durch Verweisung auf die Richtlinie wird sicherge- 
stellt, daß die Ausbildung auch die Hauskranken- 
pflege und die Psychiatrie umfaßt. 


Zu § 12 Abs. 1 Satz 5 (neu) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Klarstel- 
lung, 

Zu § 12 Abs. 3 Satz 1 

Klarstellung, daß die Rechtsverordnung wie in Ab- 
satz 1 Satz 1 im Benehmen mit dem Bundesministe- 
rium für Bildung und Wissenschaft zu erlassen ist. 

Zu § 12 Abs. 3 Satz 2 

Redaktionelle Einbindung der „Schülerin“, redak- 
tionelle Änderung sowie Klarstellung, daß die Aus- 
bildung in der Krankenpflege hilf e sich auch auf die 
Hilfe bei der ambulanten Pflege erstreckt. 

Zu § 13 

Die im Gesetzentwurf gewählte Konstruktion des 
Berufsbildungsgesetzes der Formfreiheit des Aus- 
bildungsvertrages sowie der Niederschrift des Ver- 
tragsinhaltes ist umständlich und entspricht nicht 


den praktischen Bedürfnissen in der Krankenpfle- 
geausbildung, bei der Ausbildung sverträge in der 
Regel schriftlich abgeschlossen werden. 

Der Wegfall des Wortes „Ferien“ in dem ursprüngli- 
chen § 14 Abs. 1 Nr. 7 trägt dem Schulrecht der Län- 
der Rechnung, soweit diese Schulrecht anwenden. 
Im übrigen werden die §§ 13 und 14 zu § 13 zusam- 
mengezogen. Die Streichung ist eine Folge der Än- 
derung des § 13. 

Zu § 15 Abs. 1 Satz 1 

Redaktionelle Einbindung der „Schülerin“. 

Zu § 15 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 

Die Eingrenzung in Absatz 1 Satz 2 auf den „Träger 
der Ausbildung“ beeinträchtigt den Schutzzweck 
der Vorschrift; denn der „Träger der Ausbildung“ 
dürfte häufig mit dem künftigen Arbeitgeber (Kran- 
kenhaus) nicht identisch sein. 

Im übrigen redaktionelle Einbindung der „Schüle- 
rin“. 


Zu § 16 Abs. 1 Nr. 2 

Das Wort „Lehrbücher“ berührt das Schulrecht der 
Länder. Das Wort „insbesondere“ erscheint wegen 
des weiten Bedeutungsspielraums des Begriffs 
„Ausbildungsmittel“ entbehrlich. 

Im übrigen redaktionelle Einbindung der „Schüle- 
rin . 


Zu § 16 Abs. 2 

Redaktionelle Einbindung der „Schülerin“. 


Zu § 17 Satz 1 

Redaktionelle Einbindung der „Schülerin“. 


Zu § 17 Satz 2 Nr. 1 

Die Fassung nimmt Rücksicht auf das Schulrecht 
der Länder. 

Zu § 17 Satz 2 Nr. 2 und 3 

Mit der vorgeschlagenen Fassung der Nummer 2 
werden die bisherigen Nummern 2 und 3 in einer 
allgemeineren Formulierung zusammengefaßt und 
in Nummer 2 der redaktionellen Einbindung der 
„Schülerin“ (innen) Rechnung getragen. 

In der neugefaßten Nummer 3 wird ausdrücklich 
die Verpflichtung der Schülerinnen und Schüler 
festgelegt, die Bestimmungen über die Schweige- 
pflicht einzuhalten und über Betriebsgeheimnisse 
Stillschweigen zu bewahren. 
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Zu § 18 Abs. 1 

Redaktionelle Einbindung der „Schülerin“. 

Nicht für erforderlich hielt es die Ausschußmehr- 
heit, entsprechend einem von der Fraktion der SPD 
unterstützten Antrag der Fraktion DIE GRÜNEN 
vorzusehen, daß die der Schülerin oder dem Schüler 
zu gewährende Vergütung „angemessen“ sein und 
mit fortschreitender Berufsausbildung mindestens 
jährlich ansteigen müsse. Die Mehrheit im Aus- 
schuß wies darauf hin, daß die Höhe der Vergütung 
von den Tarifvertragsparteien vereinbart werden 
müsse. 

Zu § 18 Abs. 2 Satz 2 

Redaktionelle Einbindung der „Schülerin“. 

Zu § 18 Abs. 3 

Es muß sichergestellt werden, daß Überstunden nur 
im Ausnahmefall zulässig und dann besonders zu 
vergüten sind. 

Zu § 19 Nr. 1 und 2 

Die Verlängerung der Probezeiten ist notwendig, 
weil erst nach einer längeren auf den üblichen 
sechswöchigen theoretischen Einführungsblock fol- 
genden Praxis über die Berufseignung entschieden 
werden kann. Die Verlängerung liegt auch im Inter- 
esse der Schülerinnen und Schüler. Mit der be- 
schlossenen Verlängerung erledigte sich ein Antrag 
der Fraktion DIE GRÜNEN, die sich im Gegensatz 
zur Ausschußmehrheit für eine Verkürzung der 
Probezeiten auf drei Monate bzw. einen Monat ein- 
gesetzt hatte. 

Zu § 20 Abs. 2 

Redaktionelle Einbindung der „Schülerin“. 

Zu § 21 Abs. 2 

Durch die Einführung des Buchstaben a in Num- 
mer 1 soll klargestellt werden, daß der Wegfall der 
zitierten Voraussetzungen eine Kündigung aus 
wichtigem Grund möglich macht. Für die fristge- 
rechte Kündigung durch die Schülerin oder den 
Schüler sollten keine Auflagen festgelegt werden, 
zumal die Schüler gemäß Absatz 3 auch keinen 


Kündigungsgründ angeben müssen. Im übrigen in 
Nummer 2 redaktionelle Einbindung der „Schüle- 
rin“. 

Zu § 21 Abs. 4 Satz 1 

Die Frist von zwei Wochen ist angemessen und aus- 
reichend und entspricht der Regelung des Berufs- 
bildungsgesetzes. 

Zu §§ 22 bis 24 

Redaktionelle Einbindung der „Schülerin“. 

Zu § 26 Abs. 2 
Klarstellung des Gewollten. 

Zu § 29 Abs. 4 

Zur besseren Wahrung des Besitzstandes wird den 
in Absatz 4 bezeichneten Personen eine großzügi- 
gere Übergangsregelung gewährt. 

Zu § 29a 

Diese im Regierungsentwurf mit „§ 8“ deklarierte 
Vorschrift gehört nach ihrem Rechtscharakter zu 
den Übergangsvorschriften. Die genannten Berufs- 
bezeichnungen werden durch die jeweilige weibli- 
che Form ergänzt (vgl. zu § 8). 

Zu § 33 Abs. 1 

Durch den Verlauf der Beratungen ergibt sich in 
Satz 1 eine Verschiebung hinsichtlich des Inkraft- 
tretens. Zur rechtzeitigen Verabschiedung der Aus- 
bildungs- und Prüfungsordnung für die Berufe in 
der Krankenpflege bedarf es eines vorgezogenen 
Inkrafttretens der Ermächtigungsgrundlage des 
§ 12 in Satz 2. 

Zu § 33 Abs. 2 

Die Einfügung der Worte „und 4“ entspricht der 
Änderung in § 27 Abs. 4. 

Die Angabe des Krankenpflegegesetzes in der letz- 
ten Fassung sowie der Fundstelle dienen der recht- 
lichen Klarstellung. 


Bonn, den 25. März 1985 


Frau Augustin Delorme 

Berichterstatter 
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